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Immer wieder neigen wir dazu – so-
bald ein Fortschritt vermeintlich ins 

Stocken gerät –, die Erfolge unseres Handelns 
nicht mehr ausreichend wahrzunehmen oder 
entsprechend zu würdigen. Die Energiewende 
ist aktuell ein Paradebeispiel hierfür. Sie ist eines 
der größten Generationenprojekte unserer Ge-
sellschaft und eine Jahrhundertaufgabe für den 
Leitungsbau. Dabei ist sie kein Sprint, sondern 
ein Marathon, auf dem wir aber schon eine or-
dentliche Distanz in gar nicht mal schlechter 
Zeit zurückgelegt haben. Das müssen wir sehen 
und anerkennen! Dies gilt gerade auch für das 
Thema Wasserstoff – ob grün oder übergangs-
weise bunt – als performanter Baustein auf der 
Transformationsagenda einer technologieoffe-
nen und ideologiefreien Dekarbonisierung un-

»Energiewende – 
viel erreicht, noch viel zu tun!«

#pipeline31-NEWSLETTER
Hier geht‘s zur Anmeldung:
https://rb.gy/kbtkvr
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Den aktuellen Newsletter zum Thema  
„Dem Nachwuchs ein ganzes Stück näher“ 
finden Sie hier: https://rb.gy/8qnje5

Sie kennen unseren 
#pipeline31-Newsletter noch nicht?

www.pipeline31.de

seres Energiesystems. Aber trotzdem werden 
immer wieder Bedenken vorgetragen. In diesen 
Tagen werden Gemeinden, Stadtwerke und 
Kommunalpolitiker mit einem Rechtsgutach-
ten konfrontiert, das im Auftrag des Umweltins-
tituts München zusammen mit der Deutschen 
Umwelthilfe und dem WWF und anderen er-
stellt wurde. Latent substanzlos würdigt das 
Gutachten Wasserstoff zu einer nicht vertret
baren Risikoinvestition in der Kommunalen 
Wärmeplanung herab. 

Eine verantwortungsvolle Wärmeplanung mit 
Wasserstoff für Haushalte sei aktuell nicht mög-
lich, da die Gasverteilnetzbetreiber zuerst ver-
bindliche Fahrpläne für die Transformation des 
Gasverteilnetzes nach § 71k GEG erarbeiten 
müssten. Daher könne einzig eine wasserstoff-
freie Kommunale Wärmeplanung wertvolle Re
ssourcen der Kommune schützen, indem sie 
sich auf tatsächlich grüne und verfügbare Tech-
nologien fokussiere. Und Gegenwind kommt 
auch aus europäischer Richtung. 

Eben erst hat der EU-Rechnungshof ernsthaf-
te Zweifel an der Realisierbarkeit der Wasser-
stoffstrategie der EU-Kommission angemeldet. 
Nach Einschätzung des Gremiums sei es – Stand 
heute – unmöglich, die im Rahmen der EU-Stra-
tegie skizzierten 20 Millionen Tonnen grünen 
Wasserstoffs bis zum Jahr 2030 zur Verfügung 
zu stellen. Dies läge nicht zuletzt daran, dass 
die hierfür notwendigen Elektrolysekapazitäten 
von rund 140 Gigawatt nicht einmal ansatzwei-
se am Horizont erkennbar seien. Diese Analyse 
mag vordergründig zutreffen, vernachlässigt 
aber die hohe Dynamik der vielen singulären 
Initiativen, die europaweit bereits angesto-
ßen wurden, so etwa 254 Projekte zu grünem 
Wasserstoff, 170 davon sind bereits in Betrieb. 
Hierzulande hat Bundesminister Habeck im Juli 
gemeinsam mit mehreren Wirtschaftsministe-
rinnen und -ministern der Länder die Förderbe-
scheide für 23 herausragende und zukunftswei-
sende Wasserstoffprojekte übergeben. Diese 
23 Projekte gehören zur dritten sogenannten 

Hy2Infra-Welle des IPCEI Wasserstoff (Important 
Projects of Common European Interest), die am 
15. Februar 2024 durch die EU-Kommission bei-
hilferechtlich genehmigt wurde. Technologie- 
und Endnutzerprojekte werden jetzt entschei-
dend durch die Erzeugung von erneuerbarem 
Wasserstoff und den Aufbau von Transport- 
und Speicherinfrastruktur ergänzt. Zudem hat 
das Bundeskabinett Ende Juli die Importstra-
tegie für Wasserstoff und Wasserstoffderivate 
beschlossen, um einen klaren und verlässlichen 
Rahmen für deren Importe nach Deutschland 
zu regeln. Aber damit nicht genug. Ebenfalls im 
Juli hat die Vereinigung der Fernleitungsnetz-
betreiber Gas der Bundesnetzagentur ihren ge-
meinsamen Antrag für ein fast 10.000 Kilometer 
langes Wasserstoff-Kernnetz übermittelt: Inves-
titionsvolumen 19,8 Milliarden Euro. Vielen mag 
all das noch nicht genug sein. Gleichwohl ist es 
ein guter Auftakt. Gerade beim Thema Wasser-
stoff sind wir mit einer großen Zahl vielverspre-
chender Ansätze schon auf einem guten Weg. 
Was unsere Branche in diesem Zusammenhang 
noch weiter beflügeln wird, ist ein zukunftsori-
entierter politischer Rückenwind, auskömmli-
che Investitionen in alle für die Energiewende 
notwendigen Infrastrukturen sowie eine noch 
engere Zusammenarbeit zwischen Energie-
wirtschaft, Industrie und Politik. Dann können 
wir alle gemeinsam mit Beharrlichkeit und 
technischem Augenmaß die energiepolitische 
Zukunft unseres Landes weiterentwickeln – 
technologieoffen, unideologisch und mit dem 
festen Willen, stets die beste Lösung zu finden.

Über viele der hier notwendigen und bereits 
angestoßenen Maßnahmen berichten wir in 
dieser Ausgabe. Ich wünsche Ihnen eine inter-
essante Lektüre!

Ihr 

Dieter Hesselmann
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eine berufliche Fort- und Weiterbildung, die 
exakt auf das aktuelle Transformationsgesche
hen zugeschnitten ist, erzielen. 

Aber nicht nur die aktuellen Veränderungen im 
Leitungsbau gilt es durch Qualifikationen und 
Weiterbildungsangebote zu begleiten. Mit un
seren Berufsbildungsgesellschaften richten wir 
unseren Blick auch verstärkt in die Zukunft und 
entwickeln maßgeschneiderte Bildungsforma-
te und -angebote für alle Zielgruppen – insbe-
sondere auch für junge Menschen, die wir jetzt 
schon gezielt durch die Zukunftsinitiative zur 
Fachkräftegewinnung #pipeline31 ansprechen. 

Für das Jahr 2025 haben wir wieder mit vielen 
Partnern aus der Branche interessante Bildungs
angebote – in Präsenz und online – für Sie zu
sammengestellt. Viel Spaß bei der Lektüre. 

Importstrategie auf den Weg gebracht
Wasserstoff und Wasserstoffderivate

Das Bundeskabinett hat am 24. Juli 2024 die Importstrategie für Wasserstoff und 
Wasserstoffderivate beschlossen. Die Importstrategie beschreibt einen klaren 
und verlässlichen Rahmen für die dringend benötigten Mittel oder Medien nach 

Deutschland. Sie ist damit ein wesentlicher Baustein der deutschen Wasserstoffpolitik und 
ergänzt das Engagement der Bundesregierung zum heimischen Marktaufbau. Die Im
portstrategie ergänzt die Nationale Wasserstoffstrategie.

Die Bundesregierung geht von einem nationa-
len Bedarf an Wasserstoff und dessen Derivaten 
in Höhe von 95 bis 130 Terrawattstunden im Jahr 
2030 aus. Dabei müssen voraussichtlich rund 50 
bis 70 Prozent (45 bis 90 Terrawattstunden) aus 
dem Ausland importiert werden. Es ist zu erwar-
ten, dass der Importanteil nach 2030 weiter 
steigt. Dabei könnte sich nach ersten Einschät
zungen der Bedarf bis zum Jahr 2045 auf 360 bis 
500 Terrawattstunden an Wasserstoff sowie etwa 
200 Terrawattstunden an Wasserstoffderivaten 
erhöhen. Ziel der Importstrategie ist es daher, die 
Deckung des deutschen Importbedarfs an 
Wasserstoff und seinen Derivaten sicherzustel-
len sowie eine resiliente Versorgung zu gewähr-
leisten. 

Kerninhalte und Ziele der Strategie
Die Strategie ist ein wesentlicher Baustein der 

Dekarbonisierung der deutschen Wirtschaft und 
soll dazu beitragen, die nationalen Klimaschutz
ziele einzuhalten. Dabei geht es nicht zuletzt 
auch um eine zuverlässige Versorgung mit grü-
nem, auf Dauer nachhaltigem Wasserstoff und 
seinen Derivaten. Um den notwendigen raschen 
Wasserstoffhochlauf zu ermöglichen, bezieht die 
Importstrategie auch kohlenstoffarmen Wasser
stoff und seine Derivate in die Bedarfsdeckung 
mit ein. Die Bundesregierung unterstützt für  
den Import von Wasserstoff eine diversifizierte 
Produktpalette. Neben molekularem (d. h. gas-
förmigem oder flüssigem, nicht in Derivaten ge
bundenen) Wasserstoff kommen diverse Was
serstoffderivate (z. B. Ammoniak, Methanol, 
Naphtha, strombasierte Kraftstoffe) und Träger
medien (z. B. LOHC) infrage. Zudem wird parallel 
der Aufbau von Importinfrastrukturen für Pipe
line- und Schiffstransporte verfolgt. Für Trans

porte per Schiff, Schiene oder Straße kommen 
vor allem Wasserstoffderivate, Trägermedien  
und Folgeprodukte infrage. Der Schiffstrans- 
port ermöglicht Wasserstoffimporte aus Regio
nen, die aus technischen und ökonomischen 
Gründen nicht per Pipeline angebunden wer-
den können.

Positive Reaktionen aus der Branche 
„Der Beschluss ist ein wichtiges Signal der 
Bundesregierung für den so dringend benötig-
ten Wasserstoffhochlauf in unserem Land“, so 
Prof. Dr. Gerald Linke, Vorstandsvorsitzender des 
Deutschen Vereins des Gas- und Wassersfaches 
e. V. (DVGW). Und Prof. Linke weiter: „Neben 
regulatorischen Aspekten beschäftigt Investoren 
und Infrastrukturbetreiber gleichermaßen kaum 
eine Frage so sehr, wie die ausreichende Ver
sorgung mit Wasserstoff gewährleistet werden 
kann. Es ist gut und für die klimaneutrale Ener
giewende unverzichtbar, dass die Koalition nun 
mit der Importstrategie – insbesondere in der 
Markthochlaufphase – kohlenstoffarmen Was
serstoff und seine Derivate als Ergänzung zu  
grünem Wasserstoff für die Bedarfsdeckung mit 
einbezieht. Nur so lassen sich die enormen Be

darfe nach klimaneutralen Gasen in Zukunft 
decken.“

Kritische Stimmen bemängeln fehlende 
Klarheit 
Aber auch kritische Töne sind zu vernehmen. Dr. 
Timm Kehler, Vorstand des Branchenverbands 
Zukunft Gas, fehlen der Strategie in ihrer aktuel-
len Form klare Prioritäten und konkrete Maß
nahmen: „Für eine kraftvolle Wasserstoff-Im
portstrategie ist entscheidend, dass Deutschland 
ein klares Signal an die internationalen Anbieter 
sendet. Wir werden langfristig auf den Was
serstoffimport angewiesen sein. Die Strategie 
bringt zwar zum Ausdruck, dass Wasserstoff
importe ein wichtiger Baustein des zukünftigen 
Energiesystems sein werden, sie gibt aber keinen 
Hinweis auf eine verlässlich wachsende Nach
frage in Deutschland. Die internationalen Lie
feranten von Wasserstoff warten auf klare Sig-
nale und Impulse, Investitionen in die kapitalin-
tensive Wasserstoffproduktion auszulösen.“ 
(BMWK/DVGW/Zukunft Gas)

Berufsbildung im Leitungsbau 2025

Bildung macht den Unterschied!
Wie in so vielen gesellschaftlichen und technischen Funktionsbereichen liegt auch im Leitungsbau die Kontinuität in einem 
zukunftsfähigen Wandel. Aktuell werden unsere Aufgaben zunehmend anspruchsvoller in Bezug auf Technik und Regulatorik, 
aber auch bei der Arbeitssicherheit. Denn schon lange geht es in unserer Branche nicht mehr vorrangig darum, die Gas- und 

Wasserinfrastruktur auszubauen und zu ertüchtigen. Vielmehr stehen wir aktuell vor einer bis dato noch nicht gekannten Fülle weiterer 
hochkomplexer Bauaufgaben. 

Die im Leitungsbau tätigen Menschen überneh-
men – als Hände der Energiewende – in den 
Netzen für Strom, klimaneutrale Gase und Fern
wärme Verantwortung für eine zielgerichtete 
Dekarbonisierung unserer Gesellschaft. Zudem 
verbessern sie die Klimaresilienz der Trinkwas
serversorgung und steigern durch einen geziel-
ten Breitbandausbau den Digitalisierungsgrad 
hierzulande. Neben allen relevanten unterirdi-
schen städtischen Ver- und Entsorgungsinfra
strukturen bauen Leitungsbauer die großen 
Überlandstromtrassen, die Pipelines für den 
LNG-Transport und das geplante Wasserstoff-

Kernnetz. Darüber hinaus bringen sie den Aus
bau des Fernwärmenetzes voran. Es sind nicht 
zuletzt diese vielen unterschiedlichen Akti
vitäten im Kontext der Energie- und Wärme
wende, des Klimaschutzes und der Digitalisie
rung, die einen noch intensiveren stetigen 
Wissenszuwachs erfordern. Hinzukommt, dass 
immer mehr Baustellen – etwa beim Fern
wärmeausbau – ein erhöhtes Gefährdungspo
tenzial aufweisen. Den bestmöglichen Schutz 
und eine optimale Arbeitsvorbereitung bietet 
vor diesem Hintergrund ein hervorragendes 
Qualifikationsniveau. Dieses lässt sich durch  

Neues Regelwerk – Neues Schulungsangebot
Die neue DGUV Information 203-090 „Arbeiten an in Betrieb befindlichen Gasleitun- 
gen – Handlungshilfe zur Erstellung der Gefährdungsbeurteilung“ ist jetzt in der DGUV-
Publikationsdatenbank verfügbar (siehe auch Seite 9). Hier das passende Schulungs- 
angebot dazu:

Das neue brbv-Jahresprogramm 2025.  (Foto: rbv)

Das gesamte Programm steht demnächst 
unter www.brbv.de zum Download bereit.

Das gesamte Programm steht dem-
nächst auch unter www.brbv.de 
zum Download bereit.

 Berufsbildung im Leitungsbau
 Programm

OnlineInhousePräsenz 2025

2.2.3	 Arbeiten an Gasleitungen nach DGUV 203-090
	 Zielgruppe: Vorarbeiter | Meister | Ingenieure

20.09.2024  |	 Online
01.10.2024  |	 Eibelstadt
11.10.2024  |	 Online

neues Regelwerk!

Dauer: 	 1 Tag
Gebühren: 	 350 EUR (rbv/DVGW) – 420 EUR zzgl. MwSt. 

18.10.2024  |	 Online
22.10.2024  |	 Hagen 
12.11.2024  |	 Eschborn

https://www.brbv.de/images/pdf/news/2025-Jahresprogramm.pdf
https://www.brbv.de/schulungen.html?spid2=2&kt=2.2.3&zg=0&ort=0&zp=0&textToSearch=
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Von gemeinsamem europäischem Interesse

Antrag an Bundesnetzagentur übergeben

23 IPCEI-Wasserstoff-Projekte

Wasserstoff-Kernnetz

Bundesminister Habeck hat am 15. Juli 2024 gemeinsam mit mehreren Wirt
schaftsministerinnen und -ministern der Länder die Förderbescheide für 23 her
ausragende und zukunftsweisende Wasserstoffprojekte übergeben. Ein weiteres 

Vorhaben kann mit einem vorzeitigen Maßnahmenbeginn starten.

Der FNB Gas e. V. hat am 22. Juli 2024 der Bundesnetzagentur den gemeinsamen 
Antrag der Fernleitungsnetzbetreiber für das Wasserstoff-Kernnetz übermittelt. 
Damit ist ein zentraler Meilenstein für die Realisierung des Kernnetzes erreicht.

Die 23 Projekte gehören zur dritten sogenannten 
Hy2Infra-Welle des IPCEI Wasserstoff (Important 
Projects of Common European Interest), die am 
15. Februar 2024 durch die EU-Kommission bei-
hilferechtlich genehmigt wurde. Technologie- 
und Endnutzerprojekte werden jetzt entschei-
dend durch die Erzeugung von erneuerbarem 
Wasserstoff und den Aufbau von Transport- und 
Speicherinfrastruktur ergänzt. Mit einer Kofinan
zierung von 30 Prozent durch die beteiligten 
Länder sehen Bund und Länder dafür gemein-
sam eine Förderung von 4,6 Milliarden Euro vor.

Die geförderten Projekte umfassen die ge
samte Wertschöpfungskette des Wasser
stoffs:

Die Produktion von grünem Wasserstoff 
durch Elektrolyseure mit bis zu 1,4 Gigawatt  
Wasserstofferzeugungskapazität, die mit erneu-
erbaren Energien betrieben werden.

Innovative Wasserstoff-Speicherlösungen 
für eine effiziente und sichere Lagerung von bis 
zu 370 Gigawattstunden.

Leitungsgebundene Infrastruktur von bis zu 
2.000 Kilometern Länge, um den Transport und 
die Verfügbarkeit von Wasserstoff zu gewährleis-
ten.

Die Nutzung von flüssigen organischen 
Wasserstoffträgern (sogenannte „LOHC“: liquid 
organic hydrogen carriers) für den Transport von 
etwa 1.800 Tonnen Wasserstoff pro Jahr.

Ein besonderer Fokus liegt dabei auf dem Zu
sammenwirken einzelner Projekte. So bilden 
gleich mehrere Vorhaben bundesländerüber-
greifende Cluster aus Leitungs-, Speicher- und 
Erzeugungsinfrastruktur mit Anbindung an in
dustrielle Abnehmer in energieintensiven Be
reichen wie der Stahl- und Chemieindustrie.  
Weitere Projekte sollen durch die Leitungsan
bindung von Nachbarländern (wie z. B. den Nie
derlanden) künftig Pipeline-basierte Wasser
stoffimporte nach Deutschland ermöglichen. 
Die IPCEI-Leitungsprojekte sind zudem ein wich-
tiger Baustein für das Wasserstoff-Kernnetz, mit 
dem ein zügiger und kosteneffizienter Aufbau 
des Wasserstoff-Transportnetzes in Deutschland 
bis 2032 erfolgt.

Nach intensiver Planung haben die Fernlei
tungsnetzbetreiber nun ihren gemeinsamen 
Antrag für das Wasserstoff-Kernnetz bei der 
Bundesnetzagentur eingereicht. Somit legen sie 
ein deutschlandweites, ausbaufähiges, effizien-

tes und schnell realisierbares Wasserstoffnetz 
zur Genehmigung vor, das zentrale Verbrauchs- 
und Erzeugungsschwerpunkte sowie Speicher 
und Importzentren schrittweise bis zum Jahr 
2032 miteinander verbindet. Die Gesamtlänge 

Fester Wille zu klimafreundlichem Umbau
Ein Teil der Fördermittel von 4,6 Milliarden. Euro 
wird aus dem Deutschen Aufbau- und Re
silienzplan (DARP) unterstützt, der aus Mitteln 
der Aufbau- und Resilienzfazilität der Euro
päischen Union NextGenerationEU finanziert 
wird. Die Unternehmen selbst investieren zusätz-
lich 3,3 Milliarden Euro. Inklusive der Förderung 
durch Bund und Länder beträgt das Gesamt
investitionsvolumen bis 2030 somit etwa 7,9 
Milliarden Euro. 

Mit der IPCEI-Hy2Infra-Welle unterstreicht die 
Bundesregierung ihr Engagement für einen 

nachhaltigen und klimafreundlichen Umbau der 
Energieversorgung. Die Förderung der Projekte 
der IPCEI-Hy2Infra-Welle ist Teil der Nationalen 
Wasserstoffstrategie, die 2023 durch die Bun
desregierung fortgeschrieben wurde. Ergän
zend dazu wurde am 24. Juli eine Importstrategie 
für Wasserstoff und Wasserstoffderivate be
schlossen. Diese hat zum Ziel, Orientierung und 
Klarheit über die übergeordneten Ziele und 
Rahmenbedingungen, den deutschen Import
bedarf an Wasserstoff und Derivaten sowie den 
Aufbau von Wasserstoffpartnerschaften und 
-importkorridoren zu schaffen. (BMWK)

des optimierten Kernnetzes gemäß Antrag be
trägt 9.666 Kilometer. Davon entfallen 802 Kilo
meter auf Leitungen von 16 weiteren potenziel-
len Wasserstoffnetzbetreibern (Verteilernetz
betreibern). Das Kernnetz besteht zum über
wiegenden Teil aus umgestellten Erdgaslei
tungen (ca. 60 Prozent). Die Investitionskosten 
belaufen sich auf 19,7 Milliarden Euro. Die Ein
speise- beziehungsweise Ausspeisekapazitä-
ten betragen rund 100 Gigawatt beziehungs-
weise 87 Gigawatt.

Optimaler Hochlauf der Wasserstoffwirt
schaft
Das Kernnetz erfüllt die im Energiewirtschafts
gesetz (EnWG) verankerten Ziele. Um mehr 
Flexibilität in der Umsetzung der Projekte zu 
schaffen, sieht das EnWG auch die Möglichkeit 
einer zeitlichen Streckung einzelner genehmig-
ter Kernnetzmaßnahmen vor, sofern sich be
stimmte Maßnahmen erst zu einem späteren 
Zeitpunkt bis 2037 als notwendig erweisen soll-
ten. „Die FNB stehen geschlossen hinter dem 
Konzept des Kernnetzes", bekräftigt Dr. Thomas 
Gößmann, Vorstandsvorsitzender FNB Gas. 
„Gemeinsam beantragen wir das vollständige 
Kernnetz und werden es schrittweise aufbauen 
und betreiben. Das Kernnetz soll den Hochlauf 
der Wasserstoffwirtschaft in Deutschland und 
Europa optimal fördern und begleiten“, so 
Gößmann. Und Barbara Fischer, Geschäfts
führerin FNB Gas, fügt hinzu: „Das Kernnetz ist 
der Startpunkt für den Aufbau einer deutsch-
landweiten Transport-Infrastruktur. Im nächsten 
Schritt geht es darum, die Infrastruktur weiterzu-
entwickeln, um den Wasserstoff auch in die 
Fläche zu bringen. Daran arbeiten die FNB und 
zukünftigen Wasserstofftransportnetzbetreiber 
bereits jetzt in enger Abstimmung mit den 
Verteilnetzbetreibern im Rahmen der integrier-

ten Netzentwicklungsplanung Gas und Was
serstoff“.

Wie geht es weiter?
Nach der Abgabe des finalen Antrags am  
22. Juli 2024 hat die BNetzA gemäß § 28q Abs. 8 
EnWG zwei Monate Zeit für die Prüfung und 
Genehmigung. Das schließt eine Konsultation 
des von den FNB vorgelegten Kernnetzes ein, 
die bis zum 6. August 2024 laufen wird. Nach 
Genehmigung des Antrags durch die BNetzA 
beginnt der Aufbau des Kernnetzes. Erste Lei
tungen sollen bereits im kommenden Jahr auf 
Wasserstoff umgestellt werden.

Was ist noch zu tun?
In der zweiten Jahreshälfte 2024 wird die BNetzA 
das Hochlaufentgelt festlegen. Zudem muss 
noch die vertragliche Ausgestaltung für die Be
reitstellung und Finanzierung des Amortisa
tionskontos zur Errichtung eines Wasserstoff-
Kernnetzes erfolgen. Auch bezüglich eines 
Marktmodells für Wasserstoff einschließlich der 
Vermarktung der Transportkapazitäten müssen 
noch Regelungen erarbeitet werden. Zudem 
sind die zukünftigen Marktrollen wie zum Bei
spiel der Speicher, insbesondere in der Markt
hochlaufphase, bislang ungeklärt. Damit der 
Markthochlauf insgesamt gelingt, ist es wichtig, 
dass die Politik verlässliche Rahmenbedingun
gen für den Wasserstoffhochlauf auf der Erzeu
gungs- und Nachfrageseite schafft. Ein weiterer 
Schwerpunkt liegt auf der Weiterentwicklung 
des Kernnetzes, um zusätzliche Bedarfe und 
Standorte im Rahmen der integrierten Netz
entwicklungsplanung für Gas und Wasserstoff 
zu berücksichtigen (Stufe 2). Dafür ist auch die 
Transformation der Verteilnetze wichtig, um ein 
flächenversorgendes Wasserstoffnetz zu entwi-
ckeln. (FNB Gas)

Übersichtsdarstellung des geplanten Wasserstoff-Kernnetzes gemäß Antrag vom 22.07.2024. (Grafik: FNB 
Gas)

(Quelle: nowega)
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Sichere Infrastruktur für Wasserstoff
H2-Positionspapier

Hohe Sicherheitsstandards sind Voraussetzung, um Wasserstoff als Energie-
träger zu nutzen. Ein jüngst erschienenes Positionspapier gibt Einblick in den 
Stand der Technik und definiert zugleich Maßnahmen und Technologien, die für 

den Aufbau einer sicheren Wasserstoff-Infrastruktur erforderlich sind. Die Publikation  
„Die Wasserstoff-Infrastruktur in Deutschland: Sicher in die Zukunft“ entstand im Rahmen 
des vom BMBF geförderten Wasserstoff-Leitprojekts TransHyDE.

Mehrere Teams aus Forschenden dreier Fraun
hofer-Institute und Industriepartnern widmeten 
sich in den vergangenen drei Jahren den unter-
schiedlichen Aspekten einer sicheren Wasser
stoff-Infrastruktur. Untersucht wurden unter 
anderem die Wasserstofftauglichkeit von 
Werkstoffen, Speicherkonzepte sowie Tech
nologien, die die Betriebssicherheit und Qualität 
bei der Produktion und Verteilung von 
Wasserstoff gewährleisten sollen.

Neue Sicherheitsstandards und Prüfverfah
ren für Werkstoffe und Komponenten
Für eine breite Nutzung und Akzeptanz von 

Wasserstoff müssen das vorhandene Gasnetz 
und die lokale Infrastruktur bei Verbraucher
innen und Verbrauchern hohe Sicherheits
standards erfüllen. Dazu bedarf es neuer stan
dardisierter Verfahren, nach denen Rohrleitungs
werkstoffe und Peripheriekomponenten geprüft 
werden, argumentieren die Forschenden. Sie 
haben vorhandene Prüfverfahren evaluiert und 
den Rahmen für notwendige neue Prüfverfahren 
und Richtlinien abgesteckt, zu denen beispiels-
weise Untersuchungen zur Materialversprö-
dung durch Wasserstoff gehören.

Viel Speicherpotenzial für H2 
im geologischen Untergrund
Ebenfalls untersucht wurden verschiedene  
Speichermethoden für Wasserstoff. Das Posi
tionspapier gibt einen umfassenden Überblick 
über die Vor- und Nachteile von Druckbehäl-
tern, Untertagespeichern sowie flüssiger und 
chemischer Speicherung von Wasserstoff. 

Betriebssicherheit: Sensorik zur Leckage
detektion und Qualitätsüberwachung
Eine permanente Überwachung wasserstoff
führender Systeme ist nötig, um Brände oder Ex
plosionen zu verhindern. Dazu braucht es fest 
installierte H2-Warnsensoren und Sensorsyste
me für die Ferndetektion, die Leckagen inner-
halb kürzester Zeit zuverlässig entdecken. Im 
Positionspapier erörtern die Autorinnen und 
Autoren Vor- und Nachteile aller wesentlichen 
Messprinzipien zur Detektion von Wasserstoff. 
(Fraunhofer/idw)

Politischer Rückenwind gefordert
Wasserstoffhochlauf beschleunigen

Um die Argumente der Gas- und Wasserstoffwirtschaft für eine Dekarbonisierung des Energiesystems zu bündeln, haben BDEW, 
DVGW und Zukunft Gas im Mai 2023 ein gemeinsames Konzeptpapier „Transformationspfad für die neuen Gase – Wege zu einem 
resilienten und klimaneutralen Energiesystem 2045“ veröffentlicht. Zur Fortführung haben die drei Verbände nun ein gemein-

sames Positionspapier mit aktualisierten politischen Forderungen unter dem Titel „Die Transformation zu neuen Gasen hat begonnen und 
braucht politischen Rückenwind“ veröffentlicht und im Rahmen einer Pressekonferenz Ende Juni vorgestellt. 

Auf der Veranstaltung „Neue Gase – wir machen 
unser Business fit für die klimaneutrale Zukunft“ 
am 27. Juni 2024 in Berlin haben der Bundes
verband der Energie- und Wasserwirtschaft 
(BDEW), der Deutsche Verein des Gas- und 
Wasserfaches (DVGW) und Zukunft Gas gemein-
sam mit führenden Persönlichkeiten aus Politik, 
Wirtschaft und Wissenschaft die vielfältigen 
Ansätze und Erfahrungen auf dem Weg zur 
Klimaneutralität reflektiert und debattiert. Hier 
wurde deutlich, wie engagiert die Transforma
tion hin zur Klimaneutralität von allen Beteilig-

ten angegangen wird. Um den Aufbau der 
Wasserstoffwirtschaft zu gewährleisten, forder-
ten die drei Verbände kontinuierliche Anstren
gungen und eine enge Zusammenarbeit zwi-
schen Energiewirtschaft, Industrie und Politik. 

Viel erreicht …
Ein Jahr nach der Vorstellung des gemeinsamen 
Transformationspfades Neue Gase ziehen die 
drei Verbände gemeinsam eine erste positive 
Bilanz. Wichtige Meilensteine seien bereits 
erreicht worden. 

… noch viel zu tun
Für den weiteren Erfolg und einen nachhaltigen 
Hochlauf der Wasserstoffwirtschaft seien nun 
allerdings ein höheres Maß an politischer Un
terstützung, definierte Rahmenbedingungen 
und mehr Investitionen gefragt. Eine absehbare 
und steigende Nachfrage, wie etwa durch den 
vorgesehenen Bau von H2-Ready-Kraftwerken, 
seien ebenso wichtig wie ein wachsendes An
gebot und der Aufbau der Infrastrukturen. Der 
Entschluss für das Wasserstoff-Kernnetz und der 
Start der Klimaschutzverträge – dies betonten 
die Verbände – seien für die Industrie wichtige 
Meilensteine auf dem Weg zur Klimaneutrali- 
tät. Gerade mit den Klimaschutzverträgen sei  
im März 2024 ein Fördermechanismus geschaf-
fen worden, der klare Anreize für die Industrie 
setze. Diese Verträge würden Kostennachteile 
ausgleichen und Preisrisiken absichern, wodurch 
ein stabiler und planbarer Absatz von Wasser
stoff ermöglicht wird. Dies sei ein wichtiger 
Schritt, um den Industrie- und Innovations
standort Deutschland zu modernisieren und 
klimafreundlich zu gestalten.

Dagegen würden die zahlreichen offenen 
Fragen bei der Kraftwerksstrategie verdeut
lichen, dass weitere politische Unterstützung 
notwendig ist. Die weitere Ausgestaltung und 
vor allem ein klarer Rahmen, wie die zunächst 

Ende Juni haben Dr. Timm Kehler (Zukunft Gas), Dr. Kirsten Westphal (BDEW) und Prof. Dr. Gerald Linke 
(DVGW) (v. l. n. r.) ein gemeinsames Positionspapier mit aktualisierten politischen Forderungen unter dem 
Titel „Die Transformation zu neuen Gasen hat begonnen und braucht politischen Rückenwind“ im Rahmen 
einer Pressekonferenz vorgestellt.  (Foto: Claudius Pflug)

Anmeldung zum 
Newsletter unter: 
https://rb.gy/jtukwi

Einen aktuellen Newsletter zum Thema
 „Stromleitungen und Wasserstoff: Es geht voran!“ 
finden Sie hier: https://rb.gy/zvh7ij

Sie kennen unseren Newsletter noch nicht?

NextGenerationEU

TransHyDE

Die Wasserstoff-Infrastruktur in
Deutschland: Sicher in die Zukunft

geplante Kapazität von zehn Gigawatt H2-Ready-
Gaskraftwerke finanziert werden soll, seien drin-
gend nötig. Sonst bestehe die Gefahr, dass 
Kohlekraftwerke länger laufen müssen als ge
plant, um eine sichere Stromversorgung zu 
gewährleisten. Zudem seien sowohl H2-Ready 
Gaskraftwerke als auch H2-Ready-KWK-Anlagen 
sichere Abnehmer für Wasserstoff und damit 
entscheidend für den Wasserstoffhochlauf.

Konstruktiver Austausch
Im Rahmen des Events gaben Expertinnen und 
Experten aller Wertschöpfungsstufen wichtige 
Impulse für die Gestaltung eines integrativen res-
ilienten Energiesystems hin zur Klimaneutralität: 
Wie die Gasverteilnetze Anschluss an das 
Wasserstoff-Kernnetz von morgen erhalten, ein 
Wasserstoff-Mengenhochlauf durch Importe 
und heimische Erzeugung gelingt, die Gase wie 
Biomethan und synthetisches Methan als 
Bausteine einer klimaneutralen Zukunft einge-
setzt werden, die Resilienz des Energiesystems 
stärken und sich als strategisches Geschäftsfeld 
etablieren können oder zum Beispiel wie der 
Aufbau der Wasserstoffwirtschaft in Kommunen 
und Regionen aussehen kann. Darüber hinaus 
diskutierte die Branche gemeinsam mit Andreas 
Rimkus, MdB SPD, Oliver Grundmann, MdB CDU/
CSU sowie Hanna Schumacher, Unterabtei
lungsleiterin WEW, BMWK, zu politischen Lö
sungsansätzen wie auch Fördermöglichkeiten 
der neuen Gase in einer Podiumsdiskussion. 
(bdew/DVGW/Zukunft Gas)

Das Positionspapier steht unter fol-
gendem Link zum Download bereit:
https://rb.gy/c6xzqm

https://rb.gy/jtukwi
https://rb.gy/zvh7ij
https://rb.gy/c6xzqm
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Mehr in die Fernwärme investieren

Wasserversorgung hat Vorrang

Gutachten zum Investitions- und Fördermittelbedarf in der Fernwärme 

DVGW-Stellungnahme zum GeoWG

Um die Klimaschutzziele zu erreichen, müssen die Fernwärmeversorger Rekord
investitionen stemmen. Bis 2030 müssen insgesamt 43,5 Milliarden Euro in den 
Aus- und Umbau der Fernwärme investiert werden. Das geht aus der Neuauflage 

eines Gutachtens der Prognos AG hervor. Beauftragt wurde die Aktualisierung des Gut
achtens „Perspektive der Fernwärme – Aus- und Umbau städtischer Fernwärme als Beitrag 
einer sozial-ökologischen Wärmepolitik“ (von 2020) vom AGFW und dem Verband kommu-
naler Unternehmen (VKU).

Ende Juni hat das Bundesministerium für Wirtschaft und Klimaschutz (BMWK) 
einen Gesetzesentwurf zur Beschleunigung von Genehmigungsverfahren von 
Geothermieanlagen, Wärmepumpen und Wärmespeichern sowie zur Änderung 

weiterer rechtlicher Rahmenbedingungen für den klimaneutralen Ausbau der Wärme
versorgung (GeoWG) vorgelegt. Der DVGW begrüßt den Vorstoß, weist aber auf poten- 
zielle Zielkonflikte mit der öffentlichen Wasserversorgung hin.

Im Vergleich zur ursprünglichen Studie erhöht 
sich der Investitionsbedarf bis 2030 um 10,6 Mil
liarden Euro (im Jahr 2020 ging das Gutachten 
noch von 32,9 Milliarden Euro aus). Aufgrund des 
verzögerten Inkrafttretens der Bundesförderung 
für effiziente Wärmenetze (BEW) im Herbst 2022 
müssen diese Investitionen nunmehr in den bis 
2030 verbleibenden sieben Jahren getätigt wer-
den. Der jährliche Förderbedarf beträgt damit 
etwa 3,4 Milliarden Euro.

Die bisherige „Bundesförderung für effiziente 
Wärmenetze“ (BEW) ist bis Ende 2028 befristet 

und insgesamt mit 3,5 Milliarden Euro ausge
stattet. Das reicht bei Weitem nicht aus, damit  
die Wärmenetze ihren Beitrag zum Erreichen der 
Klimaschutzziele leisten – so ein Resultat des 
aktualisierten Gutachtens.

Hohe Finanzmittel dringend erforderlich
„Das Gutachten verdeutlicht das hohe Investi
tionsvolumen, das die Branche in den kommen
den Jahrzehnten stemmen muss“, ordnet  
Werner Lutsch, Geschäftsführer des AGFW | Der 
Energieeffizienzverband für Wärme, Kälte und 
KWK, die Ergebnisse ein. „Ein passender Förder

Ziel des Referentenentwurfes ist es, genehmi-
gungsrechtliche Hemmnisse bei der Erschlie
ßung der Geothermie sowie dem Ausbau von 
Wärmepumpen und Wärmespeichern abzubau-
en. Die Änderungen betreffen die unterschiedli-
chen Genehmigungsverfahren, die zum Aufbau 
der Anlagen durchlaufen werden. Dabei geht es 
sowohl um tiefe Geothermie (ab 400 Meter 
Bodentiefe) als auch um die oberflächennahe 
Geothermie (bis 400 Meter).

Status von Wasserschutzgebieten berück-
sichtigen
Grundsätzlich begrüßt der Deutsche Verein  
des Gas- und Wasserfaches e. V. (DVGW) das mit 
dem Entwurf des GeoWG verfolgte Ziel der Be
schleunigung von Genehmigungsverfahren als 
einen wichtigen Schritt zur Erreichung der  
Treibhausgasneutralität bis zum Jahr 2045. Der 
DVGW weist aber darauf hin, dass für die öffent-
liche Wasserversorgung als Aufgabe der Da
seinsvorsorge im Wasserhaushaltsgesetz seit 

1957 ein Vorrang gegenüber anderen Nutzun
gen festgelegt ist. Deshalb sei in festgesetzten 
Wasserschutzgebieten und in Trinkwasserein
zugsgebieten gemäß Trinkwassereinzugsge
bieteverordnung dieser Vorrang auch durch 
neue gesetzliche Regelungen wie dem geplan-
ten GeoWG zu beachten. Die mit dem vorliegen-
den Entwurf verbundenen Änderungen des 
Bundesberggesetzes (BBergG) und des Wasser
haushaltsgesetzes (WHG) würden jedoch – so 
der DVGW – zu einer nicht akzeptablen Be
schränkung des Vorrangs der öffentlichen Was
serversorgung in den oben genannten Gebie-
ten führen.

Abwägung muss möglich sein
Durch die geplanten gesetzlichen Regelungen 
und Änderungen hätten sowohl die zuständi-
gen Wasserbehörden als auch die Verantwort
lichen für die öffentliche Wasserversorgung 
nicht mehr die Möglichkeit, die mit einem ge
planten Vorhaben verbundenen Auswirkungen 

rahmen ist eine zentrale Voraussetzung. Die BEW 
muss daher mit ausreichenden Finanzmitteln 
ausgestattet und das Kraft-Wärme-Kopplungs
gesetz (KWKG) verlängert werden. Genau das 
haben die Bundesministerien für Wirtschaft und 
Klimaschutz (BMWK) und für Wohnen, Stadtent
wicklung und Bauwesen (BMWSB) im Zuge des 
Fernwärme-Gipfels im Juni 2023 mit den Ver
bänden der Energie- und Fernwärmewirtschaft 
auch vereinbart“, so Lutsch weiter.

Im Hinblick auf den Gesetzentwurf zum Bun
deshaushalt und die Finanzierung des Klima- 
und Transformationsfonds halten es die Ver
bände daher für erforderlich, die konkrete finan-
zielle Ausstattung der KTF-finanzierten Förder
programme möglichst zeitnah nachzureichen. 
Äußerst kritisch ist, dass die Zukunft des Klima- 
und Transformationsfonds und damit auch der 
KTF-finanzierten Förderprogramme über 2025 
hinaus im Unklaren bleibt.

Klimaneutraler Energiemix und ein massiver 
Ausbau der Fernwärme
Bis zum Jahr 2045 werden 3,6 Millionen Wohn
gebäude, das entspricht 14 Millionen Wohn
einheiten, mit Fernwärme versorgt. Der Erzeu
gungs- und Brennstoffmix in der Fernwärme 
wird bis dahin sukzessiv auf Klimaneutralität 

umgestellt. Dafür steht ein breiter Technologie
mix aus erneuerbaren Energien und unvermeid-
barer Abwärme zur Verfügung, der standortspe-
zifisch erschlossen werden muss. „Welche Po
tenziale vor Ort zur Verfügung stehen, wird im 
Kontext der Wärmeplanung identifiziert“, so  
VKU-Hauptgeschäftsführer Ingbert Liebing: 
„Bundesweit werden bis Juni 2026 beziehungs-
weise Juni 2028 die Wärmepläne erstellt. Wir 
sehen, dass die Fernwärme in den Plänen vie
lerorts eine Schlüsselrolle einnimmt. Die bloße 
Aufstellung der Pläne reicht aber nicht – sie müs-
sen auch umgesetzt werden. Viele Stadtwerke 
unterstützen ihre Kommunen dabei und fordern 
von der Politik zurecht verlässliche Rahmenbe
dingungen ein. Dazu gehört eben auch eine 
verlässliche Förderung durch das BEW: Wir brau-
chen 3,4 Milliarden Euro pro Jahr bis Mitte der 
2030er-Jahre.“

Zusätzlich zum Betrachtungszeitraum bis 2030 
zeigt das Gutachten einen vollständigen Trans
formationspfad der Fernwärme hin zur Klima
neutralität 2045 auf, inklusive Investitionskosten 
und erforderlichen Fördermitteln. (AGFW/VKU)

Das Gutachten steht hier zum Download bereit: 
www.agfw.de

auf die Trinkwasserressourcen im erforderlichen 
Maße zu prüfen. Damit wäre in den betroffenen 
Gebieten die Versorgungssicherheit für die 
öffentliche Wasserversorgung grundsätzlich in-
frage gestellt. Im konkreten Einzelfall sei daher 
eine besonders sorgfältige Schutzgüterab
wägung zwischen dem Klimaschutz auf der 
einen und dem Schutz der Trinkwasser
ressourcen auf der anderen Seite erforderlich. 
Die zuständigen Behörden müssten im Rah- 

men ihres Bewirtschaftungsermessens diese  
Abwägung vornehmen und können im begrün-
deten Einzelfall auch Befreiungen von Verboten 
und Beschränkungen in Wasserschutzgebieten 
erteilen. (DVGW)

Die vollständige Stellungnahme des 
DVGW steht hier zum Download 
bereit: https://rb.gy/jwsy7o

Hintergrund – Das politische Ziel
Bis 2030 soll der Anteil der aus erneuerbaren Energien und unvermeidbarer Abwärme er
zeugten Fernwärme auf 50 Prozent erhöht werden. Außerdem sollen mittelfristig jährlich 
mindestens 100.000 Gebäude neu an die Fernwärme angeschlossen werden. Dies ist erforder-
lich erforderlich, um die Klimaziele zu erreichen. Bis 2030 sollen die Emissionen bundesweit im 
Vergleich zu 1990 um 65 Prozent reduziert werden.
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(Quelle: Fraunhofer IEG)
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Schnelleres Internet für alle?!

Startschuss für das Lkw-Schnellladenetz

Kabinett beschließt Netzausbau-Gesetz

„Power to the Road“

Das Bundeskabinett hat am 24. Juli 2024 den vom Bundesministerium für Digi- 
tales und Verkehr (BMDV) vorgelegten Entwurf eines Gesetzes zur Beschleuni- 
gung des Ausbaus von Telekommunikationsnetzen (TK-Netzausbau-Beschleuni

gungs-Gesetz; TK-NABEG) beschlossen. Damit werden zentrale Maßnahmen der Gigabit-
Strategie der Bundesregierung umgesetzt. Der Schwerpunkt des Gesetzes liegt auf Än
derungen, die den Netzausbau beschleunigen. Instrumente hierfür: Entbürokratisierung 
sowie eine effizientere Datennutzung durch die Etablierung des „Gigabit-Grundbuchs“. 
Damit will die Bundesregierung den Ausbau von Mobilfunk- und Glasfasernetzen verstär-
ken. Der Anschluss bisher unterversorgter Gebiete soll so leichter möglich sein. Auch die 
Kundenrechte sollen gestärkt werden. Demnach dürfen Verbraucher die monatliche Gebühr 
bei dauerhafter oder regelmäßiger Nichteinhaltung der Übertragungsgeschwindigkeit 
künftig um mindestens zehn Prozent mindern.

Unter dem Motto „Power to the Road“ haben die Bundesminister Dr. Volker 
Wissing und Dr. Robert Habeck am 3. Juli 2024 gemeinsam mit den hauptver
antwortlichen Netzbetreibern und dem Branchenverband BDEW den offiziellen 

Startschuss für das Lkw-Schnellladenetz an den Bundesautobahnen erteilt. Um die Klima
schutzziele im Verkehrssektor zu erreichen und den schnellen Markthochlauf von schweren 
Nutzfahrzeugen mit batterieelektrischem Antrieb (E-Lkw) zu ermöglichen, ist der Aufbau 
einer flächendeckenden, bedarfsgerechten und nutzerfreundlichen Ladeinfrastruktur 
erforderlich.

Kahlschlag in der Breitbandförderung?
Fast zeitgleich mit dem Kabinettsbeschluss  
zum Netzausbau-Gesetz kündigte BMDV-Staats
sekretär Stefan Schnorr mit einem Schreiben zu 
„Anpassungen Gigabit-Fördermittel 2024 und 
2025“ am 26. Juli 2024 eine Kürzung der För
dermittel des Bundes für den Breitbandausbau 
in unterversorgten Gebieten an. Demnach wird 
bereits im laufenden Jahr 2024 die Förderung 
auf zwei Milliarden Euro gekürzt. Damit würde 
das 2015 von der Großen Koalition aufgelegte 
Förderprogramm von derzeit drei Milliarden 
Euro zurückgefahren. Begründet wird dieser 
Schritt mit dem Entwurf des Haushaltsplans 
2025, der am 17. Juli 2024 im Kabinett beschlos-
sen wurde, aber noch den Bundestag und 
Bundesrat passieren muss. Die Kürzungen 
haben zur Folge, dass die mit der jüngsten 
Überarbeitung der Gigabit-Richtlinie eingeführ-
ten Länderobergrenzen entsprechend nach 
unten verschoben werden. Dabei hatte die 
Bundesregierung erst kürzlich bei der EU- 

Dr. Volker Wissing, Bundesminister für Digitales 
und Verkehr, sagt dazu: „Eine leistungsfähige 
Ladeinfrastruktur bildet das Rückgrat der klima
freundlichen Mobilität und Logistik von mor-
gen. Mit dem Lkw-Schnellladenetz starten wir 

hier ein echtes Mammutprojekt. Die Netzan
schlussbestellung ist dafür der erste fundamen-
tale Umsetzungsschritt. Wir schaffen damit 
Planungssicherheit für das Industrie- und Trans
portgewerbe und beschreiten neue Versor

Kommission erwirkt, die Laufzeit sowie Mit
telausstattung der staatlichen Ausbauförderung 
zu verlängern beziehungsweise aufzustocken 
(siehe auch Infokasten). Die merkliche Kürzung 
des geförderten Ausbaus gefährde laut BMDV 
die Pläne jedoch nicht. Man sei auf einem sehr 
guten Kurs, alle Ausbauziele bis 2030 zu errei-
chen und sehe keine Auswirkungen auf das 
Tempo des Gigabit-Ausbaus. Dass bereits ge
nehmigte Projekte nicht eingestellt werden, 
bleibt allerdings ein schwacher Trost und dient 
sicherlich nicht der Planungssicherheit für 
zukünftige Projekte. (rbv/Presse- und Infor
mationsamt der Bundesregierung/BMDV/netz-
politik.org/Europäische Kommission)

EU-Kommission genehmigt Änderung der deutschen 
Förderregelung zum Ausbau der Giga-Netze
Die Europäische Kommission hat Änderungen an einer deutschen Beihilferegelung zur Förde
rung des Ausbaus von sehr schnellen Breitbandnetzen mit Gigabit-Übertragungsge
schwindigkeit in Deutschland nach den EU-Beihilfevorschriften geprüft und genehmigt. Die 
Regelung war ursprünglich im November 2020 genehmigt worden und sollte am 31. De
zember 2025 auslaufen. Durch die Änderungen wird die Laufzeit der Regelung um drei Jahre 
bis zum 31. Dezember 2028 verlängert und ihre Mittelausstattung um 26 Milliarden Euro 
aufgestockt. Zudem wird sie an die Breitbandleitlinien von 2023 angepasst.

Margrethe Vestager, Exekutiv-Vizepräsidentin, zuständig für Wettbewerbspolitik, sagte dazu:
„Die überarbeitete Regelung wird in Deutschland zu einer wesentlichen Verbesserung der 
Verfügbarkeit von Gigabit-Breitbandnetzen in unterversorgten Gebieten führen. Gigabit-
Netze werden die Download- und Upload-Geschwindigkeiten der bestehenden Netze min-
destens verdreifachen.“

gungsmaßstäbe bei der Ladeleistung: Laden im 
Megawatt-Bereich direkt an der Autobahn wird 
damit zum technischen Standard und operati-
ven Alltag. Deutschland beweist sich damit 
erneut in seiner Vorreiterrolle für zukunftswei-
sende Ladeinfrastrukturpolitik.“ 

Dr. Robert Habeck, Bundesminister für Wirt
schaft und Klimaschutz, ergänzt: „Wir schaffen 
jetzt die Voraussetzungen dafür, dass die 
Mobilitätswende auch den Straßengüterverkehr 
erreicht. Unser Ziel ist, Lkw nur noch mit grünem 
Strom fahren zu lassen. Dafür bestehen gute 
Voraussetzungen, denn mehr als die Hälfte des 
Stroms wird jetzt erneuerbar erzeugt. Heute 
geht es um Verteilnetze und Ladesäulen. Alles 
muss gleichzeitig vorangebracht werden, damit 
der Verkehrssektor seinen Beitrag zum Klima
schutz leisten kann.“

Dass der Ausbau von E-Lkw-Ladehubs an der 
Autobahn endlich losgehen kann, freut Kerstin 
Andreae, Vorsitzende der BDEW-Hauptge
schäftsführung: „Je früher wir in die Planung 
einbezogen werden, desto früher können wir 
die Netzanschlüsse auch realisieren. Wichtig ist: 
Das ist ein Gemeinschaftsprojekt. Es wird darauf 
ankommen, dass alle Beteiligten jetzt in einem 
strukturierten Prozess zusammenarbeiten. Es 
gilt, für die rund 350 Standorte effiziente Um
setzungslösungen zu finden und diese von 
vornherein in den Gesamtbedarf für den Netz
ausbau vor Ort einzuplanen.“

Mit dem Masterplan Ladeinfrastruktur II hat die 
Bundesregierung erstmals auch für E-Lkw 
umfassende Maßnahmen beschlossen, die eine 
Errichtung dieser Ladeinfrastruktur sicherstel-
len. Dazu gehört der Aufbau eines Schnelllade
netzes für E-Lkw entlang der Bundesautobahnen 
in Deutschland. An etwa 350 ausgewählten be
wirtschafteten und unbewirtschafteten Stand
orten soll die Lkw-taugliche Schnellladeinfra
struktur entstehen. Für die Dekarbonisierung 
des Schwerlastverkehrs und den Wirtschafts
standort Deutschland ist dies von zentraler 
Bedeutung.

Dabei müssen zwei Elemente ineinandergreifen: 
der Ausbau des Verteilnetzes, ausgelöst durch 
Anträge auf Netzanschluss beim Netzbetreiber, 
und der Aufbau der Ladesäulen, initiiert durch 
Förderausschreibungen. Die Veröffentlichung 
der Ausschreibung an den rund 130 unbewirt-
schafteten Rastanlagen ist für den Spätsommer 
2024 geplant. Die Autobahn GmbH des Bundes, 
die vom BMDV mit der Beauftragung der Netz
anschlüsse betraut wurde, arbeitet derzeit inten-
siv an der Prüfung und Umsetzung der erforder-
lichen Infrastrukturtechnik an den geeigneten 
Standorten. Für die ersten Standorte hat die 
Autobahn GmbH bereits die Netzanschluss
bestellungen ausgelöst. (BMDV/BMWK/bdew/ 
rbv)

Beispiel Lkw-Schnellladestation (Bild: KI-generiert)

(Bild: KI-generiert)
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Peter Hübner zum BAUINDUSTRIE-Präsidenten 
einstimmig wiedergewählt

Dritte Amtszeit für den Vorstand der Strabag AG Deutschland

Die Mitgliederversammlung des Hauptverbandes der Deutschen Bauindustrie 
hat Peter Hübner (Vorstand der STRABAG AG, Köln) zum Präsidenten des Haupt
verbandes der Deutschen Bauindustrie einstimmig wiedergewählt. 

Er ist seit Juni 2016 Präsident der BAUINDUSTRIE, 
nun beginnt seine dritte Amtszeit. „Das kom-
mende Jahr wird spannend. Große Heraus
forderungen liegen vor uns: in allen Bauberei
chen und in der Haushaltspolitik. Auch in unse-
rer Gesellschaft müssen wir uns mit Dingen be
schäftigen, die wir längst hinter uns geglaubt 
oder zumindest gehofft hatten. Für uns als 

Branchenverband ist es wichtig, dass wir eine 
klare Haltung zeigen – für eine tolerante und 
demokratische Gesellschaft“, betonte der frisch 
gewählte Verbandspräsident in seiner Antritts
rede.

„Die Branche weiß einen klaren Kämpfer an  
ihrer Seite. Peter Hübner steht ohne Wenn und 

Peter Hübner, Präsident des Hauptverbandes der 
Deutschen Bauindustrie. (Foto: HDB/Mark Bollhorst)

Andreas Köder, LEONHARD WEISS GmbH & Co. KG, (M.) lobte den konstruktiven Austausch zwischen 
Netzbetreibern, der Bauindustrie und Planern. „Gemeinsam können wir Hindernisse aus dem Weg räumen“, 
so Köder.  (Foto: VBI)

Aber für die Bauindustrie ein. Von tiefer Sach
kenntnis geprägt, ist er ein Bauingenieur aus 
vollem Herzen, der sowohl zuhören als auch 
entscheiden kann. Ein Macher für den Bau:  
also genau der Richtige“, gratuliert Tim-Oliver 
Müller, Hauptgeschäftsführer des Hauptver
bandes der Deutschen Bauindustrie, dem wie-
dergewählten Präsidenten. (HDB)

Ausschlaggebend für einen Erfolg im Wett
bewerb sind das Innovationsmanagement und 
der Innovationserfolg der teilnehmenden Un
ternehmen. Hier konnte das rbv-Mitglied die 
Jury überzeugen. Seit sechs Jahrzehnten ist 
Jacob Leitungsbau eine konstante Größe im 
Leitungstiefbau und beschäftigt derzeit 75 
Mitarbeiter. Das Familienunternehmen ist seit 
2012 Mitglied im rbv und verfügt über die Zer
tifizierungen DVGW GW 301 G3 ge, pe / DVGW 
GW 301 W2 az, ge, pe, pvc / RAL GZ 962. Darü-
ber hinaus ist es für komplexe Verlege- und 
Montagearbeiten für Versorgungsleitungen als 
auch für seine Innovationsfreudigkeit und die 
Entwicklung zukunftsweisender Technologien 
bekannt. 

„Wer bei Jacob arbeitet, arbeitet in einer zu
kunftsfähigen Branche. Wir setzen konsequent 
auf innovative Technologien, nutzen die neues-
ten Maschinen und streben eine kontinuier-
liche Weiterentwicklung an“, betont Thorsten 
Schlampp, Geschäftsführer von Jacob Leitungs
bau. „Bei uns steht Qualität an erster Stelle, und 
diese hängt maßgeblich von unseren hochqua-
lifizierten Mitarbeitern ab. Daher investieren wir 
gerne in Fort- und Weiterbildung. Der Mensch 
steht im Mittelpunkt unseres Erfolges.“ (Ems-
Vechte-Surfer)

Fokus auf zukunftsweisende Technologien
rbv-Mitglied Jacob Leitungsbau erhält TOP 100-Siegel

Die Jacob Leitungsbau GmbH aus dem niedersächsischen Hoogstede wurde  
mit dem renommierten TOP 100-Siegel ausgezeichnet. TOP 100 ermittelt auf  
wissenschaftlicher Basis die innovativsten Unternehmen des Mittelstands in 

Deutschland. 

Nahmen den Preis aus den Händen von Ranga Yogeshwar entgegen: Thorsten Schlampp (Geschäftsführer) 
(l.) und Heike Jacob-Schlampp (Prokuristin) (r.).  (Foto: © TOP 100)

Experten beleuchten die Energieversorgung der Zukunft
Energie-Forum Trassenausbau in Berlin

Am 26. Juni 2024 versammelten sich rund 60 Fachleute aus der Energiebran- 
che sowie Vertreter der Bauindustrie und Netzbetreiber in Berlin zum „Energie-
Forum Trassenausbau“ des Verbands Beratender Ingenieure (VBI). Unterstützt 

vom Hauptverband der Deutschen Bauindustrie (HDB) und dem Rohrleitungsbauverband 
e. V. (rbv) stand der Austausch über die zentralen Herausforderungen beim Ausbau der 
Stromtrassen in Deutschland im Mittelpunkt. Ziel ist es, bis 2045 insgesamt 210 Großpro
jekte und 16.800 Leitungskilometer zu realisieren.

Nach einem Impulsvortrag von Bastian Holst von 
der Bundesnetzagentur diskutierten die Teil
nehmenden verschiedene Ansätze und Tech
nologien, um die Effizienz und Sicherheit der 
Energieübertragung zu verbessern. Neben tech-
nischen Aspekten wurden auch soziale und 
umweltpolitische Fragen erörtert, die mit dem 
Ausbau verbunden sind.

Dabei waren die Kernpunkte der Diskussion:
Kapazitätsplanungen: Der rasante Ausbau der 
Stromtrassen fordert eine genaue Planung aller 
Kapazitäten bei Planungs- und Bauunternehmen, 
damit keine Engpässe entstehen. 

Fachkräfte: Alle Ebenen der Infrastrukturvor
haben sind betroffen, was höchste Effizienz in 
der Projektdurchführung und Kooperation erfor-
dert.

Effizienz: Effektive Zusammenarbeit in der  
technischen Projektdurchführung durch Ko
operationen der Stakeholder ist entscheidend. 
Ob die Umsetzung von IPA-Modellen (Integrier
te Projektabwicklung) der Königsweg ist, blieb 
umstritten.

Kommunikation: Entscheidend ist in jedem  
Fall die partnerschaftliche, konfliktminimieren-
de Zusammenarbeit der beteiligten Parteien.

Übereinstimmend erklärten alle beteiligten 
Akteure, dass das Planfeststellungsverfahren 
optimiert werden muss, denn ein zu hoher De
tailierungsgrad führt zu Investitionsstau und 
Bauverzögerungen. Andreas Köder (LEONHARD 
WEISS GmbH & Co. KG) fasst als Vertreter des 
Leitungsbaus in der Podiumsdiskussion seinen 
Eindruck so zusammen: „Es war notwendig  
und besonders gut, in dieser Konstellation zu 
reden – mit Netzbetreibern, der Bauindustrie 
und Planern. Denn gemeinsam können wir  
Hindernisse aus dem Weg räumen. Nur durch 
partnerschaftliche Zusammenarbeit können  
die komplexen Projekte effizient umgesetzt  
werden.“
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DVGW-Neuerscheinungen
G 409 (M): Umstellung von 
Gashochdruckleitungen 
aus Stahlrohren für einen Ausle
gungsdruck von mehr als 16 bar für 
den Transport von Wasserstoff, 
Ausgabe 07/2024 

Die bereits bestehende Gasinfrastruktur bietet 
für den Transport von Wasserstoff ein großes 
Potenzial. Dabei kann Wasserstoff entweder in 
Reinform transportiert oder dem Erdgasstrom 
zugemischt werden.

Grundvoraussetzung für den Einsatz von Was
serstoff in der bestehenden Gasinfrastruktur ist 
die technische Eignung des Systems. Hierbei gilt 
es, insbesondere die durch Wasserstoff mög
lichen geänderten Anforderungen gesondert zu 
betrachten. Vor allem der Einfluss auf den Rohr
leitungswerkstoff erfordert eine präzise Prüfung 
und Bewertung.

Aus diesem Grund wurden im Rahmen dieses 
Merkblattes Vorgaben zur systematischen Vor
gehensweise für die Bewertung und Umstellung 
von bestehenden Gashochdruckleitungen auf 
den Betrieb mit Wasserstoff erarbeitet. Insbe-
sondere werden die technischen Aspekte und 
die Vorgehensweise zur Feststellung der Eignung 
einer Gashochdruckleitung beschrieben.

G 410 (A): Bestands- und 
Ereignisdatenerfassung 
Gas, Ausgabe 05/ 2024

Dieses Arbeitsblatt dient als Grundlage für die 
Erfassung von Bestands- und Ereignisdaten für 
die leitungsgebundene Versorgung der Allge
meinheit mit Gasen der 2., 3. und 5. Gasfamilie 
nach DVGW-Arbeitsblatt G 260 und beschreibt 
die gasfachliche Datenstruktur der vom DVGW 
geführten Statistik. Sie umfasst folgende Daten:
•	 Bestandsdaten für Netzanschlüsse, Gasleitun

gen und gastechnische Anlagen (ohne Kun
denanlagen)

•	 Ereignisdaten für Netzanschlüsse, Gasleitun
gen, gastechnische Anlagen sowie Kunden
anlagen der häuslichen, gewerblichen und 
industriellen Gasverwendung

•	 Gasgeruchmeldungen

Betreiber von Gasleitungen und gastechnischen 
Anlagen, die Energieanlagen nach dem EnWG 
betreiben, sind zur Datenabgabe nach den 
Grundsätzen dieses Arbeitsblattes verpflichtet1), 
soweit nicht Geschäftsgeheimnisse berührt 
sind. In diesem Falle dürfen Daten als „keine 
Angabe“ deklariert werden.

Ereignisse an Untergrundspeichern nach Bun
desberggesetz (BBergG) unterliegen zwar recht-
lich nicht der Berichtspflicht dieses Arbeitsblat
tes, sollten aber dennoch im Rahmen der So
fortmeldung an den DVGW übermittelt wer-
den, da sie Auswirkungen auf die gesamte Gas
branche haben können. Dies gilt auch für Be
treiber einer Sammelversorgung mit abwei-
chenden Gasarten, die der öffentlichen Ver
sorgung unterliegen.

1) Dies stellt keine Verpflichtung zur lückenlosen 
elektronischen Nacherfassung der Daten vor 
2011 dar.
 
 

G 469 – B1 (A): 1. Beiblatt 
zum DVGW-Arbeitsblatt  
G 469:2019-07: Druckprüfverfahren 
Gastransport/Gasverteilung, 
Ausgabe 07/2024

DVGW-Arbeitsblatt G 469 gibt die Druckprüf
verfahren vor, mit denen vor Inbetriebnahme an 
einer Leitung oder Anlage der Nachweis der 
Festigkeit und Dichtheit erfolgt. Dabei war 
immer der ordnungsgemäße Betrieb mit Erdgas 
die Grundlage. In der Zukunft werden in der 
Gasverteilung Leitungen und Anlagen zu prü-
fen sein, die für einen ordnungsgemäßen Be
trieb mit Wasserstoff umgestellt oder errichtet 
werden. Da Wasserstoff gegenüber Erdgas 
andere physikalische Eigenschaften aufweist, 
welche die Eignung der bisherigen Druck
prüfverfahren für einen sicheren Betrieb infrage 
stellen, wurde vom DVGW das Forschungsvor
haben „Leckageraten Gasmischungen (ECLHY
PSE)“ durchgeführt. Die Forschungsergebnisse 
zeigen, dass einige Druckprüfverfahren anzu-
passen sind, damit bei einem ordnungsgemä-
ßen Betrieb mit Wasserstoff (5. Gasfamilie nach 
DVGW-Arbeitsblatt G 260) ein sicherer Betrieb 
einer Leitung oder Anlage gewährleistet ist.

DVGW-Entwürfe
W 400-3 (A) Entwurf: Technische 
Regeln Wasserverteilungsanlagen 
(TRWV) – Teil 3: Betrieb und In-
standhaltung, Ausgabe 07/2024

W 400-3 (A) gilt für Betrieb und Instandhaltung 
von Wasserverteilungssystemen (siehe DVGW 
W 400-1 (A)) im Sinne von DIN 2000.

Schwerpunkt dieses Arbeitsblattes ist das 
Ortsnetz (siehe DVGW W 400-1 (A)). Die übrigen 
Aspekte/Teile von Wasserverteilungssystemen 
werden weitestgehend über Verweisungen auf 
andere technische Regeln des DVGW abge-
deckt. 

W 400-3 (A) behandelt nicht die Zuordnung von 
Betriebs- und Instandhaltungstätigkeiten zu 
den Organisationseinheiten eines Unterneh
mens. Bei Einhaltung dieses Arbeitsblattes in 
Verbindung mit DVGW W 400-1 (A) und DVGW 
W 400-2 (A) darf davon ausgegangen werden, 
dass auch DIN EN 805 eingehalten wird.

Sofern für Druckrohrleitungen angrenzender 
Bereiche (z. B. in Trinkwasserbehältern und För
deranlagen sowie für Roh-, Brauch- oder Ab
wasser) keine eigenständigen technischen Re
geln zu Betrieb und Instandhaltung bestehen, 
kann dieses Arbeitsblatt sinngemäß und gege-
benenfalls unter Berücksichtigung der für diese 
Bereiche spezifischen Anforderungen ange-
wendet werden. Diesbezügliche spezifische An
forderungen sind jedoch nicht Gegenstand 
dieses Arbeitsblattes.

Einspruchsfrist: 12.09.2024

W 491-1 (A) Entwurf: Inspektion und 
Wartung von Rohrnetzen – Teil 1: 
Unternehmen, Ausgabe 07/2024

W 491-1 (A) gilt für Unternehmen, die Objekt
gruppen (IW1, IW2, IW3) in Rohrnetzen nach 
DVGW W 400-3 (A) inspizieren und warten mit 
folgender Aufteilung:

•	 IW1: Rohrnetze insgesamt
•	 IW2: Rohre und Verbindungen (insbesondere 

Vorortung und Lokalisation von Leckagen)
•	 IW3: sämtliche Armaturen und zugehörige 

Objekte

Versorgungsunternehmen, die selbst Rohrnetze 
inspizieren und warten, sowie Einzelunterneh
men gelten ebenfalls als Unternehmen im Sinne 
dieses Arbeitsblattes.

In diesem Arbeitsblatt wird an mehreren Stellen 
auf den Zeitpunkt der Prüfung Bezug genom-
men; das ist spätestens der Zeitpunkt des Ab
schlusses der Konformitätsbewertung. Es ob
liegt dem Auftraggeber (in der Regel ein Ver
sorgungsunternehmen), die Konformität des 
Auftragnehmers (d. h. ein Unternehmen im 
Sinne dieses Arbeitsblattes) bezüglich der An
forderungen dieses Arbeitsblattes festzustellen. 
Der unabhängige Nachweis über eine durch die 
DAkkS Deutsche Akkreditierungsstelle GmbH 
für dieses Arbeitsblatt akkreditierte Zertifi
zierung ist ein gesicherter, nachprüfbarer Weg 
der Konformitätsbewertung, der den Aufwand 
der Auftragsabwicklung (Auftraggeber und 
Auftragnehmer) bei der Vertragsgestaltung und 
-abwicklung erheblich vereinfacht und verein-
heitlicht.

Wenn Unternehmen, die im Anwendungsbe
reich dieses Arbeitsblattes tätig sind, auch in 
benachbarten Bereichen tätig werden, zum 
Beispiel bei Rohrleitungen im Bereich der Was
serversorgung, Fernwasserversorgung oder auf 
Werksgelände (Arealleitungen), liegt es in der 
Verantwortung der Auftraggeber, darauf zu 
achten, dass gegebenenfalls abweichende/zu
sätzliche Anforderungen dieser Bereiche einge-
halten werden.

Einspruchsfrist: 12.09.2024

W 491-2 (A) Entwurf: Inspektion und 
Wartung von Rohrnetzen – Teil 2: 
Fachkraft

W 491-2 (A) gilt für die Qualifikation von Fach
kräften, die Rohrnetze inspizieren und warten. 

Im Gegensatz zu Arbeitsblatt DVGW W 491-1  
(A), das drei verschiedene Objektgruppen im 
Sinne möglicher Tätigkeitsbereiche der ent
sprechenden Unternehmen vorsieht, zielt die-
ses Arbeitsblatt immer auf eine Qualifikation 
entsprechend der umfassendsten Objektgrup
pe IW1 von DVGW W 491-1 (A). 

Einspruchsfrist: 12.09.2024

DIN-Entwürfe
DIN EN 1555-1 Entwurf: Kunststoff-
Rohrleitungssysteme für die Gasver
sorgung – Polyethylen (PE) – Teil 1: 
Allgemeines, Ausgabe 07/2024

DIN EN 1555-1 legt Werkstoffe und die allgemei-
nen Anforderungen an Rohrleitungssysteme 
aus Polyethylen (PE) fest, die in der Versorgung 
mit gasförmigen Brennstoffen eingesetzt wer-
den. Es legt auch die Prüfparameter für die 
Prüfverfahren fest, auf die in diesem Dokument 
verwiesen wird. In Verbindung mit EN 1555-2,  
EN 1555-3, EN 1555-4 und EN 1555-5 gilt dieses 
Dokument für Rohre, Formstücke und Armatu
ren aus PE, deren Verbindungen untereinander 
sowie mit Rohrleitungsteilen aus anderen Werk

stoffen, die für die Verwendung unter den fol-
genden Bedingungen vorgesehen sind: 
a) 	für einen maximal zulässigen Betriebsdruck 

MOP (englisch: maximum operating pressu-
re) von höchstens 10 bar bei einer Bezugs
temperatur von 20 °C  für Bemessungszwe
cke; 

b) 	für eine Betriebstemperatur von -20 °C bis  
40 °C. 

Gegenüber DIN EN 1555-1:2021-12 wurden fol-
gende Änderungen vorgenommen: 
a) 	Abschnitt 2 „Normative Verweisungen“ aktu-

alisiert; 
b) 	Abschnitt 3 „Begriffe“ aktualisiert und unter 

anderem an EN 14541-1:2022 angepasst; 
c) Abschnitt 4 „Symbole und Abkürzungen“ 

aktualisiert; 
d) informativer Anhang B mit Informationen 

über die Eignung von PE-Rohrleitungssys
temen zum Transport von Wasserstoff und 
dessen Gemischen mit Erdgas neu aufge-
nommen; 

e) 	Dokument redaktionell überarbeitet.

Einspruchsfrist: 21.08.2024

DIN EN 1555-2 Entwurf: Kunststoff-
Rohrleitungssysteme für die Gas-
versorgung – Polyethylen (PE) –  
Teil 2: Rohre, Ausgabe 07/2024

Die DIN EN 1555-2 legt die Eigenschaften von 
Rohren aus Polyethylen (PE) für Rohrleitungs
systeme im Bereich der Versorgung mit gasför-
migen Brennstoffen fest. In Verbindung mit EN 
1555-1, EN 1555-3, EN 1555-4 und EN 1555-5 ist 
dieses Dokument anwendbar für Rohre, Form
stücke und Armaturen aus PE, deren Verbin
dungen sowie Verbindungen mit Rohrlei
tungsteilen aus PE und anderen Werkstoffen, 
die für die Verwendung unter den folgenden 
Bedingungen vorgesehen sind: 
a)	 für einen höchstzulässigen Betriebsdruck 

MOP (englisch: maximum operating pressu-
re) bis einschließlich 10 bar bei einer Bemes
sungsbezugstemperatur von 20 °C; 

b) 	für eine Betriebstemperatur zwischen -20 °C 
und 40 °C. 

Gegenüber DIN EN 1555-2:2021-12 wurden fol-
gende Änderungen vorgenommen: 
a) 	Hinweis auf EN 1555-1 mit Informationen 

über die Eignung von PE-Rohrleitungssyste
men zum Transport von Wasserstoff und des-
sen Gemischen mit Erdgas neu aufgenom-
men; 

b) 	Abschnitt 2 „Normative Verweisungen“ aktu-
alisiert; 

c)	 in Abschnitt 5 Werkstoff eine zusätzliche 
Erläuterung aufgenommen, wann ein PE- 
100-RC-Rohr als solches bezeichnet werden 
darf; 

d) 	Abschnitt zum Schrumpfen des Umfangs 
von Rohren verschoben und Nummerierung 
geändert von 7.4 in 9.3; 

e) 	Dokument redaktionell überarbeitet.

Einspruchsfrist: 21.08.2024

DIN EN 1555-3 Entwurf: Kunststoff-
Rohrleitungssysteme für die Gas
versorgung – Polyethylen (PE) –  
Teil 3: Formstücke, Ausgabe 07/2024

DIN EN 1555-3 Entwurf legt die Eigenschaften 
von Formstücken aus Polyethylen für Schweiß
verbindungen und von Formstücken für me

H2-
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H2-
Ready
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chanische Verbindungen für Rohrleitungssys
teme im Bereich der Versorgung mit gasförmi-
gen Brennstoffen fest. Es legt auch die Prüf
parameter für die Prüfverfahren fest, auf die in 
diesem Dokument verwiesen wird. In Verbin
dung mit EN 1555-1, EN 1555-2, EN 1555-4 und  
EN 1555-5 ist dieses Dokument anwendbar für 
Rohre, Formstücke und Armaturen aus PE, deren 
Verbindungen sowie Verbindungen mit Rohr
leitungsteilen aus PE und anderen Werkstoffen, 
die für die Verwendung unter den folgenden 
Bedingungen vorgesehen sind: 
a)	 für einen höchstzulässigen Betriebsdruck 

MOP (englisch: maximum operating pressu-
re) bis einschließlich 10 bar bei einer Be
messungsbezugstemperatur von 20 °C; 

b)	 für eine Betriebstemperatur zwischen -20 °C 
und 40 °C. 

Dieses Dokument ist anwendbar für die folgen-
den Arten von Formstücken: 
a) 	Heizwendel-Schweißmuffen; 
b) 	Heizwendel-Schweißsattel; 
c)	 Formstücke mit Schweißenden (für Heizele

mentstumpfschweißen unter Verwendung 
von Heizelementen und Heizwendelschwei
ßen); 

d)	 Formstücke für mechanische Verbindungen 
(mechanische Rohrverbinder).

Gegenüber DIN EN 1555-3:2021-12 wurden fol-
gende Änderungen vorgenommen: 
a) 	in Abschnitt 1 „Anwendungsbereich“ eine 

Anmerkung zur EN 1555-1 mit Informationen 
über die Eignung von PE-Rohrleitungssys
temen zum Transport von Wasserstoff und 
dessen Gemischen mit Erdgas neu aufge-
nommen; 

b) 	Abschnitt 2 „Normative Verweisungen“ aktu-
alisiert; 

c) 	in Abschnitt 4 Symbole und Abkürzungen 
überarbeitet und für dieses Dokument rele-
vante Symbole ergänzt; 

d) 	Abschnitt 5 „Werkstoff“ überarbeitet und  
unter anderem eine zusätzliche Erläuterung 
aufgenommen, wann ein PE-100-RC-Form
stück als solches bezeichnet werden darf; 

e) in Tabelle 1 zu Maßen für Heizwendel-
Schweißmuffen eine Spalte für den Mindest
durchmesser des Durchflusskanals (englisch: 
bore) neu aufgenommen; 

f) Abschnitt 11 „Technische Dokumentation“ ak
tualisiert; 

g) 	Dokument redaktionell überarbeitet.

Einspruchsfrist: 21.08.2024

DIN EN 1555-4 Entwurf: Kunststoff-
Rohrleitungssysteme für die Gas
versorgung – Polyethylen (PE) –  
Teil 4: Armaturen, Ausgabe 07/2024

DIN EN 1555-4 legt die Eigenschaften von Ar
maturen aus Polyethylen (PE) für Rohrleitungs
systeme im Bereich der Versorgung mit gasför-
migen Brennstoffen fest. Das Dokument ist an
wendbar für Absperrarmaturen mit einer und 
mit zwei Durchflussrichtungen, die über Schwei
ßenden oder Heizwendel-Schweißmuffen ver-
fügen, und dafür vorgesehen sind, mit Rohren 
oder Formstücken aus PE nach prEN 1555-2:2024 
beziehungsweise prEN 1555-3:2024 verschweißt 
zu werden. Das Dokument legt auch die Prüfpa
rameter für die Prüfverfahren fest, auf die in die-
sem Dokument verwiesen wird. Dieses Doku
ment behandelt Armaturenkörper, die für die 
Verbindung mit Rohren mit einem Nennaußen
durchmesser dn ≤ 400 mm ausgelegt sind. 

Gegenüber DIN EN 1555-4:2021-12 wurden fol-
gende Änderungen vorgenommen: 
a) 	Abschnitt 2 „Normative Verweisungen“ aktu-

alisiert; 
b) 	Dokument redaktionell überarbeitet.

Einspruchsfrist: 21.08.2024

DIN EN ISO 19109 Entwurf: Geo- 
information – Grundlegendes Da
tenmodell und Regeln zur Erstel
lung von Anwendungsschemata, 
Ausgabe 07/ 2024

DIN EN ISO 19109 definiert das General Feature 
Model (GFM) als Metamodell für die Erstellung 
von Anwendungsschemata im Kontext der 
Geoinformationsmodellierung. Das GFM wird 
erläutert und in Form von Regeln für die Erstel
lung und Dokumentation von Anwendungs
schemata, einschließlich der Prinzipien für die 
Definition von Features. 

Der Anwendungsbereich dieses Dokuments 
umfasst Folgendes: 
- 	 die konzeptionelle Modellierung von Merk

malen und deren Eigenschaften aus einem 
Diskursuniversum; 

- 	 die Definition von Anwendungsschemata;
 - 	allgemeine Regeln für die Verwendung einer 

konzeptionellen Schemasprache für Anwen
dungsschemata; 

- 	 Regeln für Anwendungsschemata unter Ver
wendung der UML als konzeptionelle Sche
masprache; 

- 	 Übergang von den Konzepten im konzeptio-
nellen Modell zu den Datentypen im An
wendungsschema; 

- 	 Integration von standardisierten Schemata 
aus anderen ISO-Geoinformationsstandards 
in das Anwendungsschema. 

Gegenüber DIN EN ISO 19109:2016-05 wurden 
folgende Änderungen vorgenommen: 
a) 	Änderung des Titels und des Anwendungs

bereichs; 
b) 	neue Unterabschnitte, die das Konzept des 

allgemeinen Funktionsmodells erörtern; 
c) 	Umstrukturierung von Abschnitt 7, so dass 

dieser nur noch Konzepte des Allgemeinen 
Merkmalmodells enthält, und Verschiebung 

der allgemeinen Regeln für Anwendungs
schemata in Abschnitt 8; 

d) 	Aktualisierung der Abhängigkeiten zu ande-
ren ISO/TC-211-Normen, um die Klassen in 
den jeweils neuesten Versionen; 

e) 	Norm redaktionell überarbeitet.

Einspruchsfrist: 21.08.2024

DIN EN ISO 23387 Entwurf: Bau
werksinformationsmodellierung 
(BIM) – Datenvorlagen für Objekte 
während des Lebenszyklus von 
Assets, Ausgabe 08/2024

DIN EN ISO 23387 liefert ein Datenmodell für 
Datenvorlagen. Das Datenmodell wurde entwi-
ckelt, um auf Grundlage einer Standard-Daten
struktur, die alphanumerische Informationen  
für jede im Lebenszyklus von Assets verwende-
te Objektart enthält, die Maschineninterpre
tierbarkeit zu ermöglichen.

Gegenüber DIN EN ISO 23387:2020-12 wurden 
folgende Änderungen vorgenommen: 
a) 	Abschnitt 2 „Normative Verweisungen“ aktu-

alisiert; 
b) 	technische Änderung; 
c) 	Literaturhinweise aktualisiert; 
d) 	Norm redaktionell überarbeitet.

Einspruchsfrist: 28.08.2024

Die Information enthält: 
	 Schutzmaßnahmen und Empfehlungen für 

die in der Gasversorgung tätigen Mitarbei
tenden

	 Hilfestellungen zur Durchführung der Ge
fährdungsbeurteilung 

	 Hinweise zur Umsetzung staatlicher Arbeits
schutzvorschriften wie BetrSichV, GefStoffV, 
TRBS und TRGS 

	 Sicherheitsanforderungen für Leitungen 
aller Druckbereiche und neue Arbeitsver
fahren

Neue Inhalte der DGUV Information 203-090 
sind unter anderem: 

	 Sicherungsmaßnahmen bei der Verwen
dung von Muffenüberschiebern für Metall
gasleitungen 

	 Schutzmaßnahmen gegen Hochspannungs
beeinflussung und elektrostatische Entla
dungen 

	 Ergänzung der Aufgaben der Aufsicht ge
mäß TRBS 1112 Teil 1 Ziffer 5.5

	 Ergänzung neuer Arbeitsverfahren mit ge
ringer Gefährdung

Praktische Lösungen für den Arbeitsschutz 
bei Arbeiten an Gasleitungen

Neue DGUV Information 203-090 veröffentlicht

Wie können praktische Lösungen für den Arbeitsschutz aussehen? Was ist bei 
geänderten Rahmenbedingungen in der Gefährdungsbeurteilung zu beachten? 
Zahlreiche fachkundige Akteure haben unter Mitarbeit der technischen Gremien 

des rbv eine Richtlinie entwickelt, die die bisherige DGUV Regel 100-500, Kapitel 2.31, 
ersetzt. Das Ergebnis: Die DGUV Information 203-090 „Arbeiten an in Betrieb befindlichen 
Gasleitungen – Handlungshilfe zur Erstellung der Gefährdungsbeurteilung“ ist jetzt in der 
DGUV-Publikationsdatenbank verfügbar. Diese neue Richtlinie findet Anwendung für 
Arbeiten an in Betrieb befindlichen Gasleitungen (Transport- und Verteilnetze), für Gase 
nach DVGW G 260 (A) (Erdgas und Erdgas-Wasserstoff-Gemische bis 10 Vol.-% Wasserstoff) 
sowie für deren In- und Außerbetriebnahme.

	 Schutzmaßnahmen zur Vermeidung von 
Zündfunken durch elektrostatische Entla
dungen beim Rutschen von Absperrblasen 
in Kunststoff-Rohrleitungen und gefährli-
cher Aufladungen von Blasensetzgeräten, 
die auf Gasleitungen aus Kunststoff montiert 
werden

	 Konkretisierung des Schutzzieles für Arbeiten 
in der Gasinstallation gemäß TRGS 722 (bei 
Arbeiten an Gasinstallationsleitungen dür-
fen sich keine gefährlichen Gas-Luft-Ge
mische in den Räumen bilden. Kann sich 
eine gefahrdrohende Menge eines Gas-Luft-
Gemisches bilden, besteht Gefahr durch vor-
handene Zündquellen)

Die neuen Begriffe „Anlagenverantwortlicher“ 
und „Arbeitsverantwortlicher“ werden ebenfalls 
eingeführt, um klare Verantwortlichkeiten zu 
definieren.

Diese Veröffentlichung ist ein bedeutender 
Schritt zur Erhöhung der Sicherheit und zum 
Schutz der Beschäftigten im Gasversorgungs
sektor.

Die Broschüre ist ab September als 
Printversion verfügbar.
https://rb.gy/6f4aw9

Arbeiten an in Betrieb  
befindlichen Gasleitungen – 
 Handlungshilfe zur Erstellung  
der  Gefährdungsbeurteilung

Juli 2024

DGUV Information 203-090
203-090

https://rb.gy/6f4aw9
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+++ Beruf & Bildung kompakt +++

Gut zu wissen

Sieben Fehler, die Chefs vermeiden sollten
Um Mitternacht noch Mails verschicken? Im Meeting aufs Handy starren? Das 
ist keine Seltenheit in der digitalen Arbeitswelt. Business-Experte Kai Oppel, 
Verfasser zahlreicher Bücher zum richtigen Verhalten in der Berufswelt, kom-

mentiert für Faktor A sieben typische Fehler von Führungskräften und zeigt, wie es besser 
geht. (Bundesagentur für Arbeit)

Hier geht es zur vollständigen „Fehlerliste“: https://is.gd/ar01a7

Positive Fehlerkultur: Machen Sie den Fehler  
nicht zum Tabu, sondern zum Thema!

Fehler sind menschlich. Doch gerade im 
Arbeitsalltag bringen ihnen die Kolle
ginnen und Kollegen nur selten Verständnis 

entgegen. In vielen deutschen Unternehmen ist von 
Fehlerkultur nichts zu spüren. Wer etwas falsch macht, 
schämt und ängstigt sich oft allein, und Mitarbeitende 
kehren zeit- und kostspielige Pannen unter den 
Teppich. Allerdings sind Fehler unvermeidbar – und 
eine positive Fehlerkultur damit auch! Nur so werden 
aus menschlichen Fehlern wertvolle Learnings. 
(Training VR)

Den kompletten Beitrag finden Sie hier: https://is.gd/yQdBhH

Toxisches Arbeitsumfeld:  
Das können Unternehmen dagegen tun

Toxisches Verhalten am Arbeitsplatz schädigt nicht nur Menschen, die davon 
betroffen sind, sondern letztlich auch das Unternehmen selbst. Für Arbeitgeber 
gilt es daher, solches Verhalten konsequent zu unterbinden. (Bundesagentur für 

Arbeit)

Faktor A zeigt, wie es gehen kann: https://is.gd/JiTetl

Was passiert, wenn keine Arbeitspausen gemacht werden?
Arbeitspausen sollen einen Ausgleich zur 
ausgeübten Tätigkeit schaffen und so der 
Erholung dienen. Doch Termin- oder Leis

tungsdruck, mehrere Aufgaben gleichzeitig oder der 
Ausfall von Personal lassen oft keine Zeit für Arbeits
pausen. Dabei sind Ruhepausen gesetzlich vorge-
schrieben und für eine sichere und gesunde Arbeits
gestaltung von zentraler Bedeutung. Ein neuer Bericht 
der Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin 
(BAuA) zeigt die Verbreitung und Auswirkungen von 
Pausenausfällen auf Beschäftigte. (BAuA)

Hier finden Sie die den kompletten Bericht: https://rb.gy/6gr65l

Arbeitsrecht bei Hochwasser: Muss ich trotzdem zur Arbeit? 
Orte sind zerstört, Menschen sind nach der Flutwelle damit beschäftigt, die 
Schäden zu beseitigen und ihr Haus von Schlamm zu befreien. An die Arbeit 
denken vermutlich die Wenigsten. Muss ich nach einer Naturkatastrophe zur 

Arbeit? (ingenieur.de)

Das sagt das Arbeitsrecht: https://is.gd/EG97LK

Väter leisten immer mehr Care-Arbeit
Väter verbringen zunehmend Zeit mit Kinderbetreuung und Hausarbeit. Das ist 
das Ergebnis einer neuen Auswertung des Instituts der deutschen Wirtschaft 
(IW). Müttern erleichtert dies zwar den Wiedereinstieg in den Beruf, aber es 

fehlen weiterhin genügend Kitaplätze. (iW)

Interessante Fakten finden Sie hier: https://is.gd/0yau63

Beruf und Arbeitsmarkt

Der Berufsbildungsbericht 2024
Gute Nachrichten am Ausbildungsmarkt: Laut des Berufsbildungsberichts 2024 
des Bundesministeriums für Bildung und Forschung gibt es einen Anstieg von 
drei Prozent an neu abgeschlossenen Ausbildungsverträgen zu verzeichnen. 

Und trotzdem gibt es immer mehr unbesetzte Stellen. Ein zentraler Ansatz, um dieses Pro
blem zu beheben, ist die Berufsorientierung in Verbindung mit frühzeitigen betrieblichen 
Praktika. Für Betriebe gilt also nach wie vor: schon früh Kontakte aufbauen und Kontakte 
halten. Chancen für Unternehmen bieten sich vor allem, wenn sie für viele Zielgruppen 
aufgeschlossen sind, indem sie beispielsweise schwächere Bewerbende ansprechen oder 
gezielt Studienabbrecher anwerben. (BMBF)

Den kompletten Bericht finden Sie hier: https://is.gd/68xRUw

Viele Beschäftigte distanzieren sich emotional  
von ihrem Arbeitgeber – Warum?

Immer mehr Angestellte lösen sich emotional von ihrem Arbeitgeber. Dies  
ist ein Ergebnis der aktuellen Arbeitsmarktstudie „Techumanity 24“, die das 
Trendence Institut in Zusammenarbeit mit dem HR-Unternehmen Embrace 

Anfang Juni in Berlin vorgestellt hat. Für die repräsentative Studie befragte das Markt
forschungsunternehmen Trendence im Auftrag von Embrace 15.657 Arbeitnehmer und 
Absolventen in ganz Deutschland. Laut der 
Studie sind zwar 86,0 Prozent der Beschäftigten 
in Deutschland mit ihrem Arbeitgeber zufrie-
den, dennoch sind fast ebenso viele (84,1 Pro
zent) offen für einen Jobwechsel. Zwar suchen 
nur 14,0 Prozent aktiv nach einem neuen Job, 
aber 70,1 Prozent geben an, passiv ansprechbar 
(36,0 Prozent) oder zumindest gelegentlich auf 
Jobsuche zu sein (34,1 Prozent). (ingenieur.de)

Mehr Details zum Thema finden Sie hier: 
https://is.gd/CWLZT3

So wenig tödliche Arbeitsunfälle wie noch nie
Im Jahr 2023 haben Beschäftigte weniger meldepflichtige Arbeitsunfälle erlitten 
als 2019. Die Zahl der Verunfallten erreichte damit ein Allzeittief, wenn man die 
Corona-Jahre 2020 bis 2022 nicht berücksichtigt, in denen Arbeitszeiten und 

Mobilität stark von den Bedingungen der Pandemie beeinflusst waren. (DGUV)

Mehr Informationen finden Sie hier: https://is.gd/hdIr8L

Best Ager auf dem Arbeitsmarkt
Durch den demografischen Wandel steigt die Zahl älterer Beschäftigter. Dabei 
ist die Generation 50plus wichtig im Kampf gegen den Fachkräftemangel. 
Faktor A hat 15 Tipps aus den Bereichen Kultur und Führung, Flexibilität, Weiter

bildung und Gesundheit zusammengestellt, mit denen Sie Best Ager (und die, die es noch 
werden) bestmöglich ansprechen, motivieren und binden. (Bundesagentur für Arbeit)

Hier geht es zu den Tipps: https://is.gd/0gjXwV

Wie tickt die Generation Z? 
Es gibt viele Diskussionen rund um 
die Generation Z, die von Spekula
tionen und Vorurteilen geprägt 

sind, insbesondere wenn es um ihre Arbeits-
welt geht. Oft wird behauptet, sie sei faul, illoyal 
und nur an schnellen Erfolgen interessiert. Doch 
was stimmt wirklich? Und was wünscht sich die 
Gen Z von ihrem Arbeitsumfeld? Eine Studie zu 
diesem Thema bietet interessante Einblicke. 
(ingenieur.de)

Hier finden Sie Fakten zur Gen Z: 
https://is.gd/M3UMg6

(brbv)
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Ausbildung und Karriere

„Erfolgreiche Ausbildung fängt in der Schule an!“
Mit ihrem Bildungsbericht informieren unabhängige Wissenschaftlerinnen und 
Wissenschaftler unter Federführung des DIPF | Leibniz-Institut für Bildungs
forschung und Bildungsinformation im Zwei-Jahres-Turnus über den aktuellen 

Stand und die Herausforderungen des deutschen Bildungssystems. Das Schwerpunktthema 
der aktuellen Ausgabe, die am 17. Juni vorgestellt wurde, ist die berufliche Bildung. Aus Sicht 
der Ausbildungsbetriebe – so die Einschätzung von Achim Dercks, stellvertretender Haupt
geschäftsführer der Deutschen Industrie- und Handelskammer (DIHK) – enthalte der nun vor
liegende Bericht jedoch „unzufriedenstellende Befunde“. „Eine erfolgreiche Ausbildung fängt 
in der Schule an. Unternehmen möchten bei ihren angehenden Azubis auf eine solide 
Grundbildung bauen können“, so Dercks. Der neue Bericht zeichne jedoch mit Blick auf die 
rückläufigen Leseleistungen ein anderes Bild, bedauert der stellvertretende DIHK-Haupt
geschäftsführer. (DIHK)

Lesen Sie hier die Stellungnahme von Achim Dercks zum Bildungsbericht 2024:
https://is.gd/CTYMvN

Wie wirkt sich die digitale und ökologische Trans
formation auf regionale Ausbildungsmärkte aus?

Die digitale und ökologische Transformation ist bereits deutlich auf dem 
deutschen Ausbildungsmarkt sichtbar und bringt erhebliche Veränderun
gen mit sich. Im Videointerview gibt IAB-Direktor Prof. Bernd Fitzenberger 

Einblicke in die steigende Bedeutung von umweltfreundlichen Technologien und digi-
talen Fähigkeiten in der Berufsausbildung und die Notwendigkeit, das Ausbildungssystem 
an die neuen Herausforderungen anzupassen. Fitzenberger plädiert für eine Moder
nisierung und Attraktivitätssteigerung der Ausbildung und geht auf die regionalen 
Stärken ein. (IAB)

Das Video finden Sie auf dem 
  YouTube-Kanal des IAB: 

https://is.gd/WH6Jb9

Rechtstipp 

Die AGB-Kontrolle von Regelungen der VOB/B ist von entscheidender Bedeutung für 
Bauverträge. Der BGH hat nun festgestellt, dass die Kündigungsregel des § 8 Abs. 3 Nr. 1 
in Verbindung mit § 4 Abs. 7 VOB/B den Auftragnehmer benachteiligt und daher unwirk-
sam ist.

Jahrzehntelang war die VOB/B die Grund
lage von Bauverträgen sowohl mit Unter
nehmern als auch mit Verbrauchern. Da es 
sich bei der VOB/B um eine Allgemeine Ge
schäftsbedingung (AGB) handelt, werden 
ihre Regelungen auf Abweichungen von 
wesentlichen Grundgedanken der gesetz
lichen Vorgaben überprüft. Diese Inhalts
kontrolle findet bei einem Verbraucher-
Auftraggeber uneingeschränkt statt.

Bei einem Auftraggeber, der Unternehmer 
ist, entfällt die Inhaltskontrolle, wenn die 
VOB/B ohne inhaltliche Abweichungen 
Vertragsgegenstand wurde. Hochgradig 
streitig ist, ob das Verbot der inhaltlichen 
Abweichungen auch diejenigen Textpas
sagen der VOB/B betrifft, die Öffnungs
klauseln beinhalten wie beispielsweise § 13 
Abs. 4 Nr. 1 VOB/B im Hinblick auf die Ver
jährungsfrist. Eine Entscheidung des BGH zu 
dieser Streitfrage steht aus.

Entscheidend, welche Vertragspartei die 
Regelung stellt
Die AGB-rechtliche Kontrolle von Vertrags
klauseln ist oftmals für juristische Laien 
schwer nachvollziehbar, da es nicht aus-
schließlich auf den Inhalt einer Vertrags- 
klausel ankommt, sondern auch darauf,  
welche Vertragspartei die Regelung „stellt“, 
das heißt zum Inhalt des Vertrages macht. 
Deshalb ist es durchaus möglich, dass eine 
VOB-Regelung unwirksam ist, wenn der  
Auftraggeber sie stellt, jedoch wirksam ist, 
wenn der Auftragnehmer sie stellt.

Kündigungsregelung ist unwirksam bei 
Verwendung durch den Auftraggeber
Um eine solche Regelung handelt es sich 
beispielsweise bei der Kündigungsregelung 
des § 8 Abs. 3 Nr. 1 VOB/B in Verbindung mit 

endlich, dass der Auftragnehmer eine erhebli-
che Pflichtverletzung begangen haben muss, 
die die Erreichung des Vertragszwecks ernsthaft 
gefährdet und das Vertrauensverhältnis zum 
Auftraggeber so stark zerrüttet, dass der Auf
traggeber „nicht mehr anders kann“, als den 
Vertrag zu kündigen.

Keine Differenzierung nach Art und Schwere 
des Mangels
Der Paragraf 4 Abs. 7 VOB/B differenziert aller-
dings nicht nach der Art und Schwere des je
weiligen Mangels. Grundsätzlich soll der Auf
traggeber nach § 4 Abs. 7 VOB/B das Recht 
haben, vom Auftragnehmer bereits während 
der Bauausführung die Beseitigung von Män
geln zu verlangen; unabhängig davon, ob die 
Mängel wesentlich sind oder nicht. Dies ist für 
sich gesehen nicht zu beanstanden. Selbst
verständlich hat ein Auftraggeber auch das 
Recht, bei unwesentlichen Mängeln deren 
Beseitigung zu verlangen.

Der BGH musste entscheiden, ob die Regelung 
in der VOB/B wirksam ist, die ihrem Wortlaut 
nach dem Auftraggeber ein Kündigungsrecht 
selbst dann einräumt, wenn es der Auftrag
nehmer versäumt, einen geringfügigen oder 
unwesentlichen Mangel, der unter Umständen 
noch nicht einmal der Abnahme entgegenstün-
de, binnen der gesetzten Frist zu beseitigen. Da 
die gesetzliche Wertung des § 648a BGB für die 
Kündigung aus wichtigem Grund gerade eine 
erhebliche Pflichtverletzung voraussetzt, erklär-
te der BGH das Kündigungsrecht in § 4 Abs. 7 
VOB/B für unwirksam.

Keine Berücksichtigung des konkreten 
Sachverhalts
Bei der AGB-Kontrolle findet eine abstrakte 
Betrachtung der zu überprüfenden Regelungen 
statt. Denn die Regelung wird nicht nur für den 
konkreten Fall, sondern generell als AGB-recht
lich unwirksam oder wirksam bestätigt. Deshalb 
kommt es allein auf das Verständnis der Rege
lung an, wie sie sich aus dem Verordnungstext 
ergibt. Der konkrete Sachverhalt, der zur Ent

scheidung ansteht, wird in diesem Fall „aus-
geblendet“. Das Bewertungskriterium ist 
vielmehr, ob die Klausel den von ihr Be
troffenen – vorliegend also den Auftrag
nehmer – in ihrer ungünstigsten Auslegung 
unangemessen benachteiligt. Dass eine 
Kündigung aus wichtigem Grund aufgrund 
unbedeutender beziehungsweise unwe-
sentlicher Mängel nicht zulässig sein soll, ist 
sicherlich plausibel. Nicht jeder noch so klei-
ne Vertragsverstoß soll mit dem „schärfsten 
Schwert“, das heißt der Kündigung, geahn-
det werden können. Einer Regelung, aus der 
nicht klar hervorgeht, ob sie nur für gravie-
rende Pflichtverletzungen gilt oder für 
sämtliche (marginale) Pflichtverletzungen, 
ist deshalb die Wirksamkeit zu versagen.

Zu beachten ist allerdings, dass die Kündi
gungsregelung in § 8 Abs. 3 Nr. 1 VOB/B in 
Verbindung mit § 4 Abs. 7 VOB/B vollum-
fänglich wirksam wäre, wenn der Auftrag
nehmer selbst die Regelung in den Vertrag 
mit einbezieht. Selbstverständlich steht es 
jedem Auftragnehmer im Rahmen der Ver
tragsautonomie frei, dem Auftraggeber ein 
(zusätzliches) Kündigungsrecht mit Kon
ditionen einzuräumen, die das Gesetz nicht 
vorsieht. Bei einem Vertrag mit einem Ver
braucher-Auftraggeber sollte der Auftrag
nehmer von der Einbeziehung der VOB/B 
deshalb unbedingt absehen. (bauprofessor.
de)

Autorin:
Melanie Bentz ist Fachanwältin für Bau-  
und Architektenrecht bei Delheid Soiron 
Hammer Rechtsanwälte PartGmbH.

melanie.bentz@delheid.com
https://delheid.de

Der Abdruck des Rechtstipps erfolgt mit 
freundlicher Genehmigung des Online-
Portals www.bauprofessor.de. Hier finden 
Sie weitere interessante Baufachinfos.

Wann Kündigungsregeln der VOB/B unwirksam sein können

§ 4 Abs. 7 VOB/B. Nach § 8 Abs. 3 Nr. 1 VOB/B in 
Verbindung mit § 4 Abs. 7 VOB/B kann der 
Auftraggeber den Vertrag kündigen, wenn er 
dem Auftragnehmer vor Abnahme Mängel der 
bereits erbrachten Leistungen anzeigt, eine Frist 
zur Beseitigung dieser Mängel setzt und die 
Kündigung/Auftragsentziehung für den Fall des 
fruchtlosen Fristablaufs androht.

Mit Urteil vom 19.01.2023 (VII ZR 34/20 – BauR 
2023, 628 ff.) hatte der BGH über folgenden 
Sachverhalt zu entscheiden: Ein Auftragnehmer, 
dessen Auftragsvolumen etwas mehr als drei 
Millionen Euro netto betrug, reagierte nicht auf 
mehrere Fristsetzungen des Auftraggebers, 
während der Ausführung festgestellte Mängel 
zu beseitigen. Ihm wurde gekündigt. Die Man
gelbeseitigung erfolgte für rund 6.000,00 Euro, 
wobei aus dem Urteil nicht hervorgeht, ob es 
sich bei dieser Summe um einen Brutto- oder 
Nettobetrag handelt. Die Frage für den BGH  
war, ob die Kündigung nach § 8 Abs. 3 Nr. in  
Verbindung mit § 4 Abs. 7 VOB/B wirksam aus-
gesprochen wurde.

Bei dem in den vorstehenden Normen aufge-
führten Recht der Vertragskündigung im Fall, 
dass während der Ausführung erkannte Män- 
gel nicht fristgerecht beseitigt werden, handelt 
es sich um einen Unterfall einer Kündigung aus 
wichtigem Grund. Die Kündigung aus wich
tigem Grund ist für sämtliche Werkverträge in  
§ 648a BGB normiert. Voraussetzung einer  
Kündigung aus wichtigem Grund nach § 648a 
BGB ist, dass der Auftragnehmer durch ein den 
Vertragszweck gefährdendes Verhalten die Ver
trauensgrundlage zum Auftraggeber derart er
schüttert hat, dass diesem unter Berücksich
tigung aller Umstände des Einzelfalls und unter 
Abwägung der beiderseitigen Interessen die 
Fortsetzung des Vertragsverhältnisses nicht 
zugemutet werden kann. Dies bedeutet letzt-

https://is.gd/CTYMvN
https://is.gd/WH6Jb9
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4. September 2024, Köln
Sitzung Technischer Lenkungskreis des  
rbv und Sitzung Technischer Ausschuss  
Gas/Wasser des rbv

5. September 2024, Köln
Sitzung des Technischen Ausschusses 
Kanal, Köln

5./6. September 2024, Gera
Herbsttagung der Landesgruppe  
Hessen/Thüringen

10. September 2024, Köln
Sitzung rbv-Vorstand

12./13. September 2024, Hamburg
Herbsttagung der Landesgruppen  
Niedersachsen und Nord

17./18. September 2024, Berlin
DVGW Kongress

19./20. September 2024, Saarbrücken
Herbsttagung der Landesgruppen  
Baden-Württemberg und Rheinland-Pfalz/ 
Saarland

26./27. September 2024, Essen
Herbsttagung der Landesgruppe  
Nordrhein-Westfalen

1. Oktober 2024, Köln
Sitzung des Technischen Ausschusses 
Fernwärme

10./11. Oktober 2024, Wien/Österreich
Herbsttagung der Landesgruppe  
Berlin/Brandenburg

15./16. Oktober 2023, Potsdam
InfraSPREE

24./25. Oktober 2024, Bautzen
Herbsttagung der Landesgruppen  
Sachsen und Sachsen-Anhalt

7. November 2024, Köln
Sitzung des Technischen Ausschusses 
Kabel

14./15. November 2024, Meran/Südtirol
Herbsttagung der Landesgruppe Bayern

18. November 2024, Rom
Sitzung des Erweiterten rbv-Vorstandes

19. November 2024, Rom
Sitzungen der Gesellschafterversammlung 
rbv GmbH und Verwaltungsrat brbv GmbH

27. November 2024, Göttingen
Treffen junger rbv

Termine . Veranstaltungen 2024

25-jährige Mitgliedschaft		  Bundesland
Rieger Tief- und Rohrleitungsbau GmbH & Co. KG, Wadgassen 	 Saarland	  

10-jährige Mitgliedschaft		  Bundesland
Paasch Rohrleitungsbau GmbH & Co. KG, Damendorf 	 Schleswig-Holstein

RLB Rohrleitungsbau Bischof GmbH, Langerringen 	 Bayern

Neuaufnahmen beim rbv		  Bundesland
IDN GmbH, Krefeld 		  Nordrhein-Westfalen

Bela Tiefbau GmbH, Remchingen		  Baden-Württemberg

Jubiläen . Neuaufnahmen

Ausgabe 3 | 2024

Wir gratulieren

60. Geburtstag von Andreas Burger 
rbv-Vizepräsident und Geschäftsführer der SAX + KLEE GmbH Bauunternehmung in 
Mannheim Dipl.-Ing. Andreas Burger beging im Juli seinen 60. Geburtstag. Neben seiner 
beruflichen Tätigkeit engagiert er sich ehrenamtlich als Vorsitzender der Bundesfachab- 
teilung Leitungsbau im Hauptverband der Deutschen Bauindustrie e. V, deren Geschäfts
führung der Rohrleitungsbauverband innehat. Mit seinem umfassenden Fachwissen und  
seiner langjährigen Erfahrung trägt er maßgeblich zur Weiterentwicklung der Branche bei. 
Sein Engagement und seine Führungsstärke sind für uns von unschätzbarem Wert. Wir 
wünschen Andreas Burger alles erdenklich Gute und viele weitere erfolgreiche Jahre –  
herzlichen Glückwunsch!

Dirk Heesen wird 60
Im August feiert Dirk Heesen, Geschäftsführer der SWR Südwestdeutsche Rohrleitungsbau 
GmbH in Frankfurt am Main, seinen 60. Geburtstag. Seit 2015 ist er zudem Mitglied im Aus
schuss für Personalentwicklung und hat sich in dieser Funktion mit großem Engagement 
eingebracht. Seine langjährige Erfahrung und sein unermüdlicher Einsatz sind eine wert
volle Bereicherung für unser Gremium. Wir schätzen seine innovativen Ideen und sein fun-
diertes Fachwissen, womit er stets zur Weiterentwicklung und Verbesserung unserer Arbeit 
beiträgt. Zum runden Jubiläum gratulieren wir Dirk Heesen von Herzen und wünschen  
alles Gute, Gesundheit und weiterhin viel Erfolg!
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„Taste the Job – 
Azubi für einen Tag“

Politprominenz bei Frisch & Faust zu Gast

Wie ein Berliner Bauunternehmen dem Fachkräftemangel in der Branche begeg-
net, erfuhren Michael Kellner, Parlamentarischer Staatssekretär im Bundeswirt
schaftsministerium, und Achim Dercks, stellvertretender Hauptgeschäftsführer 

der Deutschen Industrie- und Handelskammer (DIHK), bei einem Besuch der Frisch & Faust 
Tiefbau GmbH in Berlin. 

Das Treffen fand im Rahmen der Veranstaltung 
„Taste the Job – Azubi für einen Tag“ statt, die 
das Netzwerk Unternehmen integrieren Flücht
linge gemeinsam mit der DIHK im Rahmen des 
Sommers der Berufsausbildung organisiert  
hatte. Wie können junge Menschen mit Flucht- 
und Zuwanderungsgeschichte für die duale 
Berufsausbildung begeistert werden? Welche 
Rolle spielt die Berufsorientierung? Wie kom-
men Unternehmen mit potenziellen Azubis in 
Kontakt? Und welche Herausforderungen und 
Chancen bringen Menschen mit Flucht- und 
Zuwanderungsgeschichte mit? Diese Fragen 
diskutierten Dercks und Kellner in Berlin mit 
Dieter Mießen, Kaufmännischer Leiter und Pro
kurist bei der Frisch & Faust Tiefbau GmbH, 
gemeinsam mit einem Mitarbeiter mit Flucht
hintergrund und einem Ausbildungsinteres
sierten.

Berufsorientierung im Unternehmen
Die Veranstaltung bot den Teilnehmenden eine 
wertvolle Gelegenheit, Einblicke in die erfolgrei-
che Umsetzung von Berufsorientierung inner-
halb des Unternehmens zu gewinnen. An unter-
schiedlichen Stationen wurden typische Auf
gaben des Tiefbaufacharbeiters und des Rohr
leitungsbauers simuliert. Ausbildungsinteres

sierte, die aktuell noch einen B2-Berufs- 
sprachkurs besuchen, konnten sich im Aushe
ben einer Baugrube mit einem Minibagger 
üben und mit einer ferngesteuerten Kamera ein 
Kanalrohr inspizieren. So erhielten nicht nur die 
Azubis in spe praktische Einblicke in verschie
dene Ausbildungsinhalte, auch das Unterneh
men konnte einen ersten Eindruck der bereits 
vorhandenen Fähigkeiten und Fertigkeiten der 
Teilnehmenden gewinnen. 

Menschen mit Migrationshintergrund im 
Fokus
Frisch & Faust Tiefbau ist Mitglied im Netzwerk 
Unternehmen integrieren Flüchtlinge und zu
dem Regionalbotschafter des Netzwerks für 
Berlin. Um den eigenen Bedarf an dringend 
benötigten Fachkräften zu sichern, setzt das 
rbv-Mitglied seit einigen Jahren vermehrt auch 
auf die Ausbildung von Menschen mit Flucht- 
und Zuwanderungshintergrund. Von den ak
tuell 35 Auszubildenden des Unternehmens 
haben fünf einen Flucht- oder Zuwanderungs
hintergrund. Für das kommende Ausbildungsjahr 
sind zwölf Ausbildungsplätze noch unbesetzt. 
(DIHK)

Michael Kellner (3. v. l.) und Achim Dercks (3. v. r.) besuchten gemeinsam mit Netzwerk-Projektleiterin Sarah 
Strobel (M.) die Frisch & Faust Tiefbau GmbH.   (Foto: © NUiF/Viktor Strasse)


